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1871. 1

Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

1. Stück vom Jahre 1871.

 I. Verordnung,
die Einberufung eines außerordentlichen Landtags des Fürstenthums

betreffend, vom 1. Februar 1871.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg etc.
verordnen hiermit, daß ein außerordentlicher Landtag des Fürstenthums auf den
9. Februar d. J. in Unsere Residenz Rudolstadt einberufen werde und beauftragen
Unser Ministerium mit der Ausführung dieser Verordnung.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen

C.-Q. Argenteuil, den 1. Februar 1871.

(L. S.) Grorg, Fürst zu Schwarzburg.
von Bertrab.

Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesesamml. XXXII. 1
Ausgegeben in Rudolstadt am 8. Februar 1871.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

2. Stück vom Jahre 1871.

 II. Ministerial-Bekanntmachung
vom 31. Januar 1871,

betreffend den §. 17 des Bundesgesetzes über die Erwerbung und den
Verlust der Bundes= und Staatsangehörigkeit.

Wir sehen Uns veranlaßt darauf aufmerksam zu machen, daß die auf §. 15
des Gesetzes, die Landes-Unterthanenschaft und das Heimatherecht betr., vom 3. April
1846 (Ges.-Samml. S. 27) und auf die Bekanntmachungen vom 2. Mai 1834
und 8. Juli 1850 (Wochenblatt 33 19 und 28, Intelligenzblatt No. 29) be-
ruhenden Vorschriften über die öffentlichen Bekanntmachungen von Auswanderungs-
Unternehmungen nach nicht deutschen Ländern seit dem 1. Januar 1871 da-.
durch beseltigt sind, daß der §. 17 des Bundesgesetzes vom 1. Juni v. J. über
die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staats-Angehörigkeit (Bundes-
Gesetz-Blatt S. 355) es für unzulässig erklärt, die Entlassung aus dem Staats-
verbande in Friedenszeiten aus andern als aus den in den §§. 15 und 16
das gedachten Gesetzes bezeichneten, auf die Erfüllung der Militairpflicht bezüglichen
Gründen zu verweigern.

Ebenso sind vom 1. Januar 1871 ab die in den beiden Ministerial-Bekannt-
machungen vom .12 August 1854 (Ges.-Samml. S. 199) und vom 25. August
1856 (Ges,-Samml. S. 307) ausgesprochenen Beschränkungen über die Aus-

Fürstl. Schw.-Rudolft. Gesetzsamml. XXXII. 2
Ausgegeden in Rudolstadt am 18. Februar 1871.
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händigung von Pässen an Personen, welche nach überseeischen Ländern auswandern
wollen, sowie über den Abschluß von Ueberfahrtsverträgen mit deuselben außer
Kraft getreten.

Rudolstadt, den 31. Januar 1871.

Färstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

No. III. Ministerial-Bekanntmachung
vom 10. Februar 1871,

betreffend Abänderungen des Reglements vom 11. December 1867 zu
dem Gesetze über das Postwesen des Norddeutschen-Bundes.

Die nachstehenden Abänderungen des Reglements vom 11. December 1867 zu
dem Gesetze über das Postwesen des Norddeutschen Bundes vom 2. November des-
selben Jahres (Ges.= Samml. 1868 S. 1 ff.) werden anmit zur öffentlichen Kennt-
niß gebracht.

Rudolstadt, den 10. Februar 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Abänderungen
des Reglements vom 11. December 1867 zu dem Gesete über das Postwesen

des Norddeutschen Bundes.
Berlin, den 3.debruar 1871.

Das unterm 11. December 1867 erlassene Reglement zu dem Gesetze über das
Postwesen des Norddeutschen Bundes vom 2. November 1867 erfährt einzelne Ab-
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änderungen, welche auf Grund der Vorschrift im §. 57 des angeführten Gesetzes
nachstehend zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden.

Im §. 4, betreffend die Begleitbriefe bei Packeten, tritt als letzter Satz im
Absatz I. hinzu:

Auch die Correspondenzkarten können als Begleitbriefe verwendet werden.
Im§. 5, betreffend die Erfordernisse eines Begleitbriefes, erhalten die Abs. II

und Ill. solgende Fassung:
. Die Begleitbriefe zu Packeten mit Werthangabe müssen mit einem Ab-

druck desjenigen Petschafts in Siegellack versehen werden, welches zur
Versiegelung des Packets benußt ist.

III. Die Begleitbriefe zu Packeten ohne Werthangabe brauchen mit einem
Siegel oder Stempelabdruck nicht versehen zu werden.

Im §. 10, betreffend den Verschluß, treten in Stelle der Abs. III. bis V. die
folgenden Abs. IIl. bis VIl.

III. Bei Packeten mit Werthangabe hat die Befestigung der Schlüsse stets
durch Siegellack mit Abdruck eines ordentlichen Petschafts slattzufinden.
Bei Packeten ohne Werthangabe kann von einem Verschluß mittelst
Siegel oder Plomben abgesehen werden, wenn durch den sonstigen
Verschluß oder durch die Untheilbarkeit des Inhalts selbst die Sendung
hinreichend gesichert erscheint. Bei Sendungen, deren Umhüllung aus
Packpapier besteht, kann der Verschluß mittelst eines guten Klebestoffs
oder mittelst Siegelmarken aus Papier oder einem ähnlichen festeren
Material hergestellt werden. Auch bei anderen Packeten können Siegel-
marken in Anwendung kommen, sofern diese mit Rücksicht auf das
zur Verpackung benutzte Material so beschaffen sind, daß dadurch ein
haltbarer Verschluß erzielt wird.

 Bei Reisetaschen, Koffern und Kisten, welche mit Schlössern versehen
sind, sowie bei gut bereiften und fest verspundeten Fässern, auch fest
vernagelten Kisten, bedarf es ebenfalls keines weitern Verschlusses durch
Siegel oder Plomben.

Ingleichen können gut emballirte Maschinentheile, größere Waffen und
Instrumente, Kartenkasten, Stücke Wildpret, z. B. Hasen, Rehe etc.,
ohne Siegel oder Plombenverschluß angenommen werden.

-

—

-
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VII. In den Fällen hingegen, in welchen bei Packeten ohne Werthangabe

die obigen Voraussetzungen nicht zutreffen, und ein hinreichend sicherer
Verschluß anderweitig nicht hergestellt ist, muß ein Siegel= oder
Plombenverschluß stattfinden.

Als §. 13 a., betreffend die Correspondenzkarten, tritt hinzu:

IV.

V.

§. 13. a.

1. Die Vorderseite der Correspondenzkarte enthält einen zur Einrückung
der Adresse bestimmten Vordruck. Die Rückseite kann in ihrer ganzen
Ausdehnung zu schriftlichen Mittheilungen benutzt werden. Die Adresse
und die Mittheilung können mit Tinte, Bleistift, Rothstift oder sonsligem
färbenden Material geschrieben werden; nur muß die Schrift hasften
und deutlich sein. Die Mittheilungen auf der Rückseite können auch
durch Druck, Lithographie u. s. w. hergestellt werden, wobei alsdann
auch schriftliche Einschaltungen zulässig sind. Der Absender braucht
sich nicht zu neunen.

Formulare zu den Correspondenzkarten können bei allen Postanstalten,
sowie bei den Briefträgern und Landbriefträgern bezogen werden. Diese
Formulare sind bereits mit der die Gebühr für die Beförderung der
Correspondenzkarten darstellenden Freimarke beklebt. Für den Stadt-
postverkehr und für den Verkehr aus dem Orte nach dem Landbestell-
bezirke und umgekehrt werden Formulare mit den entsprechenden Marken
beklebt zum Verkauf an das Publicum bereit gehalten.

 III. Bei Entnahme der Formulare zu Correspondenzkarten ist nur der Betrag
der aufgeklebten Marken zu entrichten; das Formular selbst wird un-
entgeltlich geliefert. Auf Wunsch sollen den Correspondenten aber auch
unbeklebte Formulare in Partien von wenigstens 5 Stück verabfolgt
werden; in diesen Fällen wird der durchschnittliche Selbstkostenpreis
berechnet.
Das Verfahren der Recommandation und der Expreßbestellung ist auf
die Correspondenzkarten anwendbar.
Wenn ein mit der Marke beklebtes Formular zur Correspondenzkarte
vor der Einlieferung zur Post beschädigt oder sonst unbrauchbar werden
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sollte, so wird die Post den Umtausch desselben gegen ein unverletztes
mit der entsprechenden Marke beklebtes Exemplar unentgeltlich bewirken.

VI. Die Correspondenzkarten unterliegen dem Frankirungszwange.

Im §. 14, betreffend die Drucksachen, erhält der Abs. II. folgende Fassung:
Il. Die Sendungen müssen offen, und zwar entweder unter Streif oder

Kreuzband, oder umschnürt, oder aber in einfacher Art zusammengefaltet
eingeliefert werden. Das Band (Verschnürung) muß dergestalt angelegt
sein, daß dasselbe abgestreift, und die Beschränkung des Inhalts der
Sendung auf Gegenstände deren Versendung unter Band (Verschnürung)
gestattet ist, erkannt werden kann.

Im §. 17, betreffend die Postanweisungen, erhält der Abs Ill. folgende Fassung:
llI. Formulare zu den Postanweisungen können bei allen Postanstalten,

sowie bei den Briefträgern und Landbriefträgern bezogen werden. Diese
Formulare sind bereits mit der die Postanweisungsgebühr darstellenden
Freimarke beklebt. Bei Entnahme der Formulare zu Postanweisungen
ist nur der Betrag der aufgeklebten Marken zu entrichten; das Formular
selbst wird unentgeltlich geliefert. Auf Wunsch sollen den Correspon-
denten auch unbeklebte Formulare in Partien von wenigstens 100 Stück
verabfolgt werden; in diesen Fällen wird für jedes Hundert der durch-
schnittliche Selbstkostenpreis berechnet.

Der Absatz XV. kommt in Wegfall.

Im §. 19, betreffend die Postvorschußsendungen, kommt der dritte Saß in
dem Abs. IV., welcher mit dem Worte „Postvorschußsendungen“ beginnt und mit
dem Worte „behalten“ endigt, in Wegfall

Im §. 30 erhalten die Abs. III. bis VI., betreffend den Umfang der Annahme
von Gegenständen nach dem Bestellbezirke der Aufgabe-Postanstalt, folgende Fassung:

Ill. An Einwohner im Orts- oder Landbestellbezirke der Aufgabe= Postanstalt
werden Postsendungen in gleichem Umfange wie an Adressaten im Bereiche
anderer Postorte angenommen.

Im § 33, betreffend die Berechtigung des Adressaten zur Abholung der Briefe
u. s. w., kommt im Abs. IV. der Passus unter 4. in Wegfall.
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In der Anlage des Reglements treten hinzu:

Correspon·
denzkarten.

Nebengebühr
für die von
den Landbriefträgern ein-

gesammelten,
zur Weiter-
sendung be-
stimmten Ge.

genstände.

Der
Fassung:

Verfügungen Der

händigungs.
scheinen.

§. 1
Die Gebühr für Correspondenzkarten beträgt ohne Unterschied der

Entfernung pro Stück 1 Sgr. bezw.Unzureichend frankirte  Correspondenzkarten, deren sofortige Rück-
gabe an den Einlieferer nicht möglich ist, werden wie unzureichend
frankirte gewöhnliche Briefe behandelt.

§. XI. a.

Für die von den Landbriefträgern auf ihren Bestellungsgängen ein-
gesammelten recommandirten Sendungen, Postanweisungen und Sendungen
mit Werthangabe kommt, wenn diese Gegenstände zur Weiter-
sendung durch die Postanstalt des Stationsorts des Land-
briefträgers nach einer andern Postanstalt bestimmt sind,
außer den tarifmähigen Porto= und sonstigen Gebühren, eine Neben-
gebühr von 1 Sgr. bezw. 2 Kr., welche im Voraus entrichtet werden
muß, zur Erhebung.

zweite Absatz des §. IV. der Anlage des Reglements erhält folgende

Für die bei der Abgabe-(Distributions.) Postanstalt eingelieferten
Postanweisungen wird sowohl im Falle der Bestellung durch die Orts-
oder Landbriefträger, als auch im Falle der Abholung, ohne Rücksicht
auf die Höhe des Betrages, der Satz von 2 Sgr. oder 7 Kr. in An-
wendung gebracht.

§. VIII. erhält folgende Fassung:
Für die bei anderen Postanstalten eingelieferten Verfügungen oder

Schreiben mit Behändigungsscheinen (Insinnations-Documenten) werden
erhoben:

1) das tarifmäßige Porto für den Hinweg der Verfügung.
2) eine Insinuations Gebühr von 1 Sgr. bezw. 4 Kr.,
3) das tarifmähige Porto für die Rücksendung des Behändigungsscheins,
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4) von einem Adressaten im Landbestellbezirke bei der Bestellung durch

den Landbriefträger außerdem ein Landbriefbestellgeld von 4 Sgr.
bezw. 2 Kr.

Für die an Adressaten im Orts= oder Landbestellbezirke der Aufgabe-
Postanstalt gerichteten Briefe mit Behändigungsscheinen (Insinuations-
Documenten) kommen in Ansatz:

A. Nach dem Ortsbestellbezirke:
1) die tarifmäßige Bestellgebühr für Briefe im Ortsbestellbezirke der

Aufgabe-Postanstalt2) eine Insinuations=Gebühr von 1 Sgr. bezw. 4 Kr.;

B. Nach dem Landbestellbezirke:

1) ein Landbriefbestellgeld von 1 Sgr. bezw. 2 Kr.,
2) eine Insinuations-Gebühr von 1 Sgr. bezw. 4 Kr.

Die Porto. bezw. sonstigen Beträge für einen Brief mit Behändigungs-
schein müssen sämmtlich entweder von dem Absender oder von dem Adressaten
entrichtet werden.

Der Bundeskanzler.
In Vertretung:

Delbrück.
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Gesetzsammlung
fur das Fürstenthum Schwarzburg- Rudolstadt.

3. Stück vom Jahre 1871.

 No. IV. Gesetz
vom 16. Februar 1871, betreffend die Uebertragung der in der
Bauordnung vom 11. Februar 1868 (Ges.-S. S. 127), in der
Ministerial-Bekanntmachung vom 3. August 1866 (Ges.-S. S. 451)

und im Gesetze vom 13. Mai 1870 (Ges.-S. S. 33) enthaltenen
Maaßbestimmungen in das Metermaaß.

Wir Georg von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg etc.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums sowie mit Zustimmung des getreuen
Landtags was folgt:

Da nach der Maaß- und Gewichtsordnung für den Norddeutschen Bund
vom 27. August 1868 (Bundesgesetz-Blatt S. 473) vom 1. Januar 1872 ab
das Metermaaß auch bei dem Hochbauwesen ausschließlich zur Anwendung zu
bringen ist, so ist eine Uebertragung der in der Bauordnung vom 11. Febrnar
1868 und der Ministerial-Bekanntmachung vom 3. August 1868 (Ges.-S. S.
127 fl. 451), sowie in dem Gesetze vom 13. Mai 1870 (Gel.-S. S. 33) ent-
haltenen Maaßbestimmungen auf das Metermaaß nothwendig geworden. Die Um-
rechnung ist mit möglichster Abrundung der neuen Zahlen erfolgt und in der bei-
gefügten Tabelle zusanmmengestellt, welche andurch mit der Maßgabe veröffentlicht
wird, daß vom 1. Januar 1872 ab die neuen Maaßbestimmungen mit gesetzlicher
Kraft an die Stelle der ihnen gegenüberstehenden zeitherigen Maaße treten.

Fürstl. Schw.= Rudolst. Gesetzsamml. XXXII.
Ausgegeben in Rudolstadt am 8. März 1871.
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Außerdem wird für die Zeit vom 1. Januar 1872 ab Folgendes bestimmt:
1) §. 2 alin. 2 der Bauordnung lautet künftig:

Die Situation ist nach dem Maßstabe von 1:1000, die Höhe bei den

Nivellements nach dem Maßstabe von 1:100 auzutragen.2) Im §. 4 der Bauordnung treten an die Stelle
4 Ruthen rhein. 15 Meter,
3 " " . ". 10 ".

100 „30 „ ,,..

Ferner tritt an die Stelle der Vorschrift:
Die Steigung der Straßen ist auf die Ruthe zu mindestens 1 Zoll
und höchstens 8 Zoll zu bemessen.

folgende Bestimmung:
Die Steigung der Straßen ist nach dem Verhältnisse von 1:150 bis
1:18 zu bemessen.

3) Im §. 12 der Bauordnung tritt an die Stelle des Maßstabes von 10
Fuß auf einen Zoll der Maßstab von 1:100.

4) In §. 36 Ziffer 2 alin. 2 tritt an die Stelle der Maaßbestimmung von
36 Quadratzoll die von 0,02 Quadratmeter und an die Stelle des Maaßes
von 50 Quadratzoll in §. 36 Ziffer 8 das Maaß von 0,03 Quadratmeter.

5) An die Stelle der in der Ministerial-Bekanntmachung vom 3. August
1868 zu §. 17 alin. 5 der Bauordnung enthaltenen Maaßbestimmung von 1000
Quadratfuß tritt das Maaß von 80 Quadratmeter.

Urkundlich unter Unterschrift Unseres Ministeriums und Beifügung Unseres
Fürstlichen Insiegels.

So geschehen
Rudolstadt, den 16. Februar 1871.

(L. S.) In Abwesenheit Sr. Durchlaucht des regierenden Fürsten
Auf Höchsten Specialbefehl:

Das Fürstliche Ministerium.
von Bertrab.
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Tabelle
über die Umrechnung der in der Bauordnung vom 11. Febr. 1868

und dem Gesetze vom 13. Mai 1870 vorgeschriebenen Maaße

in das Metermaaß.
§. der

Banord-=

auns.
20

Dehriner43Lelp.

180 da
—— 6
bestimmun-

gen nach :

Meter Centi-meter

oder gebraunten Steinen.
— — 25 geringsteStärkeder Brandmauer von natrlichen

6

7

12.42 Stärke der Blendmauer von natürlichen
oder gebrannten Steinen und geringste Cntfer-
nung des Holzwerks von der Auhenseite der
Brandmauer

(Geringste. Stürke gemeinschaftlicher Brandgiebel aus
gebrannten oder natürlichen Steinen.

— 25 Geringste Entfernung von Holz oder Nauchrohren
von der nachbarlichen Mauerfläche gemeinschaft-

1 licher Brandgiebel.
38 Geringste Stärke von Brandmauern aus Luftsteinen.

— Größte zulässige Höhe derselben.
 225 Geringsie Stärke der Verblendung bei Mauern von

* Luftsteinen.51 Geringste Siãrke der gemeinschaftlichen Brandgiebel
von Luftsteinen.

— 38  —.

125 (Geringste Entfernung des Holzwerks von der Auhen-
seite gemeinschaftlicher Brandgiebelmiauern aus

 DLuststeinen.
— Geringste Entfernung von Gebäuden aus Fachwerk
 oder massiv mit Oeffnungen von der Nachbar-

— Krenze, ferner die in demselben Paragraph nnor-
mirte Straßenbreite.

3-
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Bie—. Neuc Maaß.
Maaß nach|bestimmun.

gen nachLeipziger
1.!4. 3a Me Sel .ö2 *-

1— — (25 Länge der Lebramten Seee.
— 5 GBereite derselben.
—2#— 65 Stärke derselben. .

l——530HöhederfchüyendankandnmueküberdekDachs
fläche.

15— 4 Geringste Entfernung, auf welche sich Gebäude ohne
schützende Brandmauern oder Fachwerksgebäude
nähern können. «

30—8—-GeringsteEntfernungvonSchcucmohnefchühcnde
Brandmauer.

200 —i60 —6eringste Entfernung der Scheuern von Wohnge-
bäuden in Städten.

300 —8 —Geringste Entfernung der Schmieden #c. von feuer-
sicher bedachten Gebäuden.

60 — 1 16|— besgl. von nicht feuersicher bedachten Gebäuden.
200 —. 60 —Geringste Entfernung der Ziegeleien, Kalköfen, Back-

 FSööfen 2c. von Waldungen.

3— 1 Geringste Entfernung der Schweineställe von der
Q Nachbargrenze.

3.— 1 — #deg der Abtritts= und Düngergruben.

123— 3 50 eringste Entfernung der Gebäude vom innern
Grabenrande der Kunststraßen.

—. Geringste Entfernung der Gebäude, in welchen seicht
entzündbare Gegenstände aufbewahrt werden, von

S 6 Eisenbahnen.
. E

I

Geringste Entfernung der Gebäude von Eisen-
bahnen. «

— Oeringste Entsernung der Windmühlen von Wegen.
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 tn
Bauord. Leipziger en nach

nung. sgub goll Meter Ernk.

30 1— — 250eringste Stärke der Mauern, an denen sich Feue-
rungen befinden.

2— — 50 Geringste Entfernungen von nicht als Brandmauer
construirten Wänden von Oefen oder Küchen-
feuerungen.

6]— 12 eringste Stärke der Brandmauern neben Stubenöfen.

31 6 15 Heunall. Entfernung der Heizöffnungen vom Fuß-

110-– gunnt ur köihtutt des Fußbodens um einen eiser-
nen Ofenkasten.

2 —! 50 Geringste Enlsernung der hölzernen Zimmerdecke von
Oefen.

— 4—10 eringste Weite der Zwischenräume der Metallgitter
um Oefen in Holzarbeiterlokalen.

 !1—— 30 Geringste Enfernung der eisernen Gitter um Oefen
« in Holzarbeiterlokalen.

100 — 50— (Geringste Entsernung derjenigen Windmühlen 2c. vono r anderen Gebäuden, bei der die Brandmauern
Z durch Blechbekleidung ersetzt werden können.

322 — 50 Geringste Entfernung der hölzernen Treppen von
 ½# Vorzelegen und Caminen und der hölzernen mit

Biech beschlag gelegeth Heizoff 9
33 — 3 –½%71Geringste Entfernung der Backösen von den Um-

schliehungsmauern.
3o— 8— Geringste Entfernung der Backöfen im Freien von

' feuersicher gedeckten Gebäuden.
100—80)—. Geringste Entfernung von nicht feuersicher gedeckten

 I Gebdbäuden.
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g. der eee)EMaabe
Vauord,Lelpziger gen ah

nung. guh Zoll innunr — ——-P
35 3 – 80 Geringste Cntfemung der Narchsanghözer in nere

i rechter Richtung vom Heerde.
11— — |30 degl. in waagerechter Nichtung.

12 5 3..50 Höchste sreitragende Länge von Rauchfanghölzern.
36 ul. 1— — 12 Geringste Stärke der Wangen der Nauchrohre bei

s gebrannten Steinen.

36 unl. 2 1 — 40 Geringste Weite besteigbarer Schornsteine.

36 ul.53—| — (Geringster Halbmesser des Bogens, nach welchem
die Ecke bei geschleisten Schornsteinen abgerundet

. sein soll.
36 ul. 6 —43 . Geringste Entfernung des Holzwerks von der äußern

D Wangenfläche der Schommsteine.
36 u. 98 2 25 Freistehende Höhe eines Schornsteins über Dach,

« bei der eine Verankerung durch Eisen verlangt
werden kann.

36 u#110 3— II— Geringste Entfernung der Reinigungsthüren von
brennbaren Theilen. «

2— — 50 [Länge des unverbrennlichen Theils des Fußbodens
 vor Reinigungsthüren der russischen Röhren.

14 40 Breite derselben.

30u-#11 — 50 Geringstt Entfernung ** Nauchröhren von brenn-
- # baren Gebänudetheiler

4 — ' 1 — (Größe der Wnhite durch welche eiserne Nauch-

 I rohre, die Decke oder Dachfläche durchschneidend
 9geführt werden können.

36 al.I2100 1.—130]— Geringste Entfernung derjenigen Windmühlen und
Gartenhäuser, von andern Gebäuden, bei der es
gestattet ist, die Ofenrauchrohre direkt ins Freie
zu führen.
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2ioheriges Neue Maaß.Maab nach bestimmun-.,
Leipziger gen na

*-sr 1 son .wnmeterl

50 „Geringste Höhe der Fundamente von aus Luststeinen
hergestellten Schornsteinen über dem Fußboden

-tesp. höchsten Wasserstande.
(Veringste Höhe desjenigen Theils von Rauchrohren
 unter und über der Dachfläche, welcher aus ge-

brannten resp. geeigneten Bruchsleinen construirt

sein muß, selbst wenn der übrige doei der Rauch-
rohre aus Luftsteinen hergestelltisti

25 „Geringste Stärke der Wangen der aus Luststeinen
construitten Schornsteine.

— Geringste Entfernung nicht feuersicher gedeckter Ge-
bäude von anderen Gebäuden

— Geringste Entfernung eines mit solzbekleidung, ver-
; sehenen Gebäudes von anderen Gebänden.

50 |Geringste Länge der Blechbekleidung hölzerner
Gesimse.

15 Größter Vorsprung der Schaufeuster vor der Außen-
seite der Häuser.

Geringste Höhe derselben über dem Straßenpslaster.
—(Breite der Straße oder

(Breite des Bürgersteigs, welche überschritten sein
muh, wenn Thüren 2c. im Erdgeschoß, welche unter

5 vom Pflaster oder Erdboden entfernt sind, nach außen
» aufschlagen dürfen.

Risalite von höchstens
Vorsprung sind nur in Straßen von über

l

IO

 *l
— Breite mit einem Bürgersteig von über
 — GBreite zu gestatten.
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 “ Min
VauordLipziger geu nach

nung. Luß "„ Zoll. „Meter] Senk
 1 Ist der Bürgersteig über

10 — loreit, so ist das Rialit dis zu
1 6 50 PVorsprung zu gestatten.

* Bei einer Breite des Bürgersteigs von mehr als
15 1 — 4—füönnen noch stärkere Vorsprünge des Nisalits ge-

6 stattet werden.

48— — — Freitreppen dürfen bei bis zu

6— 2— oreiten Bürgersleig höchstens
— 0 30 bei breiterem Bürgersteig höchstens
2 — 60 fvorlreten; jedoch darf der Bürgersteig nie bis auf

mehr als .

5 — 150 sverengt werden.

49 3 1|— Höhe der Einsriedigung offener Brunnen.
51 1 6 — 50 [Geringste Höhe der Schwelle oder der Plinte über

U dem äußeren Terrain.
9 2 60 Geringste Höhe der Wohnräume in Städten.
8 — 25 sbesgl. auf dem Lande.

1! 1 — 830 Geringste Höhc des Fußbodens von Kellerwohnungen
( über dem böchsten Wasserstande.

4 "% — 1— Geringste Höhe der Decke derselben über dem
.% ! Staßenniveau.
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 V. Gesetz
vom 21. Februar 1871 wegen Aufhebung der Denuncianten-Antheile
von Strafen und Coufiskaten in Untersuchungen wegen Zuwiderhand=

lungen gegen die Gesetze über Zölle und indirekte Steuern.

Wir Georg von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg etc.
verordnen auf Antrag Unseres Ministerums sowie mit Beirath und Zustimmung
des getreuen Landtags was folgt:

Die Gewährung von Antheilen, welche nach den bestehenden Vorschriften für
die Entdeckung, Feststellung oder Anzeige von Zuwiderhandlungen gegen Gesetze
über Zölle und indirekte Steuern von den in Folge dessen verhängten Geldstrafen
oder von dem Werthe konfiscirter Gegenstände stattfindet, kömmt vom 1. April
1871 an in Wegfall.

Urkundlich unter Unterschrift Unseres Ministeriums und Beifügung Unseres
Fürstlichen Insiegels

So geschehen
Rudolstadt, den 21. Februar 1871.

(L. S.) In Abwesenheit Sr. Durchlaucht des regierenden Fürsten
Auf Höchsten Specialbefehl:

Das Fürstliche Ministerium.
v. Ketelhodt.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesesammlung XXXII. 4
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

4. Stück vom Jahre 1871.

I VI. Regulativ
über die Ausbildung und Anstellung der Forstverwaltungsbeamten,

vom 16. März 1871.
Mit höchster Genehmigung Serenissimi werden unter Aufhebung des Regula-

tives vom 31. Januar 1862 (Ges. Samml. S. 1) über die Zulassung zum Fürstl.
Forstdienste und die Ausbildung für denselben, nachfolgende Bestimmungen erlassen:

1. Anmeldung und Forftlehre.
§. 1.

Zum Fürstl. Forstdienste können nur solchejunge Leute zugelassen werden, welche
den Anforderungen dieses Regulatives entsprechen.

 .
Die Anmeldung erfolgt schriftlich bei Furstl Ministerium. Der sich Anmel-

dende muß nachfolgenden Anforderungen entsprechen.
Er muß

1) das 16. Lebensjahr erreicht haben,
2) körperlich gesund und kräftig sein,
3) die Maturität einer Realschule II. Ordnung oder die Reife für Prima

eines Gymnasiums, sofern diese Lehranstalten zur Ausstellung gültiger
Zeugnisse über die wissenschaftliche Qualification zum einjährig freiwilligen
Militairdienst berechtigt sind, erlangt haben,

4) sittlich unbescholten sein und
Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesesamml. XXXII. 1

Ausgegeben in Rudolstadt am 29. März 1871.
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5) die nöthigen Mittel zur Subsistenz während der Lehrzeit und bis zur Er-
langung einer Forstgehülfenstelle besitzen, und Alles dieses

a) durch ein Geburts= und Taufzeugniß,
b) durch ein von dem Physikus seines Wohn-Ortes ausgestelltes Ge-

sundheitszeugniß,
c) durch ein Abgangszeugniß der Realschule oder des Gymnasiums und
d) durch eine Bescheinigung über den Besitz der erforderlichen Sub-

sistenzmittel
nachweisen.

Diese Zeugnisse sind nebst einer kurzen Darstellung der persönlichen Verhältnisse
und des Bildungsganges dem Anmeldungsgesuche beizufügen.

§. 3.
Ergiebt sich bei Prüfung des Gesuches kein Anstand, so wird der Angemeldete

in die bei Fürstl. Ministerium geführte Anmeldungsliste eingetragen. Gehen gleich-
zeitig mehrere Anmeldungen ein, so giebt bei der Eintragung der frühere Abgang von

der Schule und bei gleichzeitigem Abgange das höhere Lebensalter den Vorrang.

§. 4.
Die forstliche Ausbildung soll einen Zeitraum von mindestens drei Jahren und

während desselben
a) die praktische Vorbereitung in der Forstlehre und
b) die theoretisch-praktische Ausbildung auf einer Forstlehranstalt

umfassen.
§ 5.

Die Försterlehre kann nur zu Ostern und bei einem tüchtigen Revierförster auf
einem lehrreichen größeren Forste nach erfolgter Genehmigung durch das Fürstl.
Ministerium angetreten werden. Sie soll mindestens ein Jahr umfassen, kann jedoch
nach Befinden auch bis auf zwei Jahre ausgedehnt werden.

Während der Lehrzeit muß der Forstlehrling im praktischen Forstdienste und in
den Disciplinen der Forstwirthschaft, desgleichen im praktischen Messen unterrichtet
und geübt werden.

Halbjährlich hat der Lehrherr über die Führung, Qualification und Fort-
schritte der in seiner Lehre befindlichen Forstlehrlinge an das betreffende Forstamt als
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Aussichtsstelle Bericht zu erstatten. Letzteres legt diese Berichte mit den erforderlichen
Bemerkungen dem Fürstl. Ministerium vor.

§. 6.
Nach beendigter Forstlehre hat der Forstadspirant einen vollständigen Cursus

auf der Forst-Lehranstalt zu Eisenach durchzumachen. Die Anmeldung bei der Direc-
tion derselben geschieht durch das Fürstl. Ministerium.

Der bei der Forstschule Aufzunehmende hat sich vor dem Eintritte einer Auf-
nahmeprüfung zu unterwerfen, welche vor Beginn des Sommersemesters abgehalten
wird

Bei dieser Prüfung hat der Examinand das während der Lehrzeit geführte
Tagebuch, die schriftlichen Ausarbeitungen, Zeichnungen und sonstigen Beweise seines
Fleißes und Fortschrittes vorzulegen. Der Aufgenommene hat sich den halbjäh-
rigen Fortschrittsprüfungen zu unterwerfen.

2. Erste Prüfung.
§.7

Nach beendigtem Cursus auf der Forstschule hat der Forstschüler an der am
Schlusse jedes Wintersemesters abzuhaltenden Entlassungsprüfung Theil zu nehmen.

Auf Grund dieser Prüfung wird ein Abgangszeugniß ausgestellt und das Re-
sultat derselben in folgenden allgemeinen Censurgraden ausgedrückt:

Ia vorzüglich, 1b sehr gut, lla gut, lIb genügend, Ill ungenügend.
Wer die Entlassungsprüfung ungenügend bestanden hat, kann zur nächstjäh-

rigen Prüfung sich wieder melden. Besteht er auch dann nicht, so kann eine aber-
malige Zulassung nur mit Genehmigung Serenissimi erfolgen.

3. Ausbildung und Verwenduug der Forstdienst-Adspiranten nach der
ersten Prüfung.

§. 8.
Durch das Bestehen der ersten Prüfung erwirbt der Forstdienstadspirant die

Qualification zum Forstgehülfen, rückt in eine Forstgehülfenstelle aber erst im Falle
derVacanz einer solchen ein. Bis dahin hat er sich nach dem Ermessen des Fürstl.
Ministeriums zu allen vorkommenden Forstgeschäften verwenden zu lassen.
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S§. 9.

Die Fürstlichen Forstämter haben über die in ihrem Bezirke verwendeten Forst-
gehülfen und Forstdienstadspiranten besondere Aufsicht zu führen und sich alljährlich
über Führung und Leistungen jedes Einzelnen auszusprechen.

Ebenso haben die Fürstlichen Forstämter von jedem Forstgehülfen, insofern die-
selben nicht vom Fürstlichen Ministerium hiervon dispensirt werden, und von jedem
Forstdienstadspiranten ihres Bezirkes zu deren Fortbildung alljährlich eine schriftliche
Ausarbeitung über ein gegebenes Thema anfertigen zu lassen. Diese Arbeiten,
welche längstens bis zum Schluß des Monats Februar des folgenden Jahres bei
den betreffenden Forstämtern einzureichen sind, werden von diesen geprüft und mit
den dazu gemachten Bemerkungen dem Fürstl. Ministerium bis zum Schluß des
Monats März übergeben.

§. 10.
Beim Einrücken in eine Forstgehülfenstelle wird der Forstdienstadspirant eidlich

verpflichtet.

§. 11.
Die Forstgehülfen werden in drei Klassen eingetheilt, von denen die erste und

zweite je acht Stellen enthält.
Die übrigen Forstgehülfenstellen gehören sämmtlich in die dritte, bezüglich

letzte Klasse.
Das Aufrücken aus einer niedern in die höhere Klasse wird nach Maßgabe der

eintretenden Vacanzen, des Dienstalters, der Führung und Qualification durch das
Fürstl. Ministerium verfügt.

4. Zweite Prüfung.

§. 12.
Die Anmeldung zur zweiten Prüfung, welche gleichfalls schriftlich bei dem

Fürstl. Ministerium zu erfolgen hat, ist in der Regel erst nach Ablauf von 5 Jahren
praktischen Dienstes nach der ersten Prüfung zulässig. Candidaten, über welche
keine guten Führungs= und Qualificationszeugnisse vorliegen, können durch das
Fürstl. Ministerium von der Prüfung zurückgewiesen werden.
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§. 13.

Jeder der zu Prüfenden erhält zuvörderst eine größere forstwissenschaftliche
Aufgabe zur selbstständigen eigenen Bearbeitung, welche durch das F. Ministerium
dem Examinanden zugestellt wird. Zur Bearbeitung dieser Aufgabe ist eine näher
zu bestimmende Zeit verstattet. Der Examinand darf sich dabei aller Hülfsmittel
welche die Wissenschaft bietet, bedienen, hat jedoch bei Ablieferung der Arbeit
einen schriftlichen Revers — an Eidesstatt — beizufügen, daß er solche ohne alle
Beihülfe eines Dritten ganz selbstständig gefertigt habe.

Diese Arbeit ist dem Vorstande der Forstschule zu Eisenach, als ständigem
Mitgliede der Prüfungs-Commission, rechtzeitig einzusenden.

Die weitere Prüfung geschieht durch eine Commission in Eisenach, welche
aus dem Forstschulvorstande und mindestens zwei Forstbeamten zusammengesetzt ist,
nach Befinden in Gegenwart eines diesseitigen Regierungs-Commissars. Die
Prüfung soll sich über das ganze Gebiet der Forstwissenschaft mit ihren Hülfs-
wissenschaften erstrecken, jedoch weniger, wie die Entlassungsprüfung, sich der Theorie
als vielmehr der forstlichen Praxis zuwenden und daneben insbesondere die Eigen-
thümlichkeiten des Forstverwaltungsdienstes in das Auge fassen, also z. B. auch die
Gesetzgebung, soweit sie mit dem Forst= und Jagdwesen in Beziehung steht, in
den Kreis der Prüfungsgegenstände ziehen.

Die Prüfung selbst ist schriftlich und mündlich abzuhalten, womöglich theil-
weise im Walde selbst. Die Prüfungs-Commission beurtheilt nicht nur die ein.
gelieferte Probearbeit, sondern auch das Ergebniß der schriftlichen und mündlichen
Prüfung und stellt auf Grund dessen Censuren mit folgenden Graden:

l) sehr gut, ll) gut, lll) genügend, IV) ungenügend.
Wer die Censur IV „ungenügend" erhalten hat, kann sich zur Erreichung einer

höheren zur nächsten Prüfung melden. Erlangt er auch dann nicht eine bessere
Censur, so kann seine abermalige Zulassung nur mit Genehmigung Serenissimi
erfolgen.

§. 14.
Bei Anstellung im Fürstl. Forstdienste als Revierförster oder in einer höheren

Stelle ist
1) die zeitherige Führung, Pünktlichkeit, Zuverlässigkeit, Brauchbarkeit und

Anstelligkeit im Vorbereitungsdienste, sowie das sittliche, moralische
Verhalten,
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2) die wissenschaftliche Befähigung, begründet in dem Entlassungszeugnisse
von der Forstlehranstalt, in dem Ergebnisse der Försterprüfung und in
der sonstigen wissenschaftlichen Bildung und

3) der Zeitpunkt der Verpflichtung zum Forstgehülfen
maßgebend.

§. 15.
Diejenigen, die blos den Censurgrad IV „ungenügend“ bei der Försterprüfung

erhalten haben, sind nicht geeignet, zum Revierförster vorzurücken.
Die Censuren I und Il gewähren unter den Bedingungen des §. 14 die An-

stellungsfähigkeit als Inspectionsbeamte.

§. 16.
Für diejenigen Forstadspiranten, die bereits die erste Prfung bestanden haben,

sollen in Berücksichtigung der bisherigen Bestimmungen die Anforderungen bei der
Försterprüfung auf die Dauer von 5 Jahren in billiger Weise ermäßigt werden.

Rudolstadt, den 16. März 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

b. Süchr voml Jahre 1871.

 VII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 3. April 1871, die Veröffentlichung der Concessionsurkunde für

die Saal-Eisenbahn-Geselsschaft zum Bau und Betriebe einer
Eisenbahn von Sulza über Camburg, Dorndorf, Jena, Nothenustein,
Kahla, Naschhausen, Uhlstädt, Nudolstadt nach Saalfeld, sowie des

zur Aunsführung dieser Bahn abgeschlossenen Staatsvertrags
betreffend.

Auf höchsten Befehl Seiner Durchlaucht des regierenden Fürsten werden
nachstehend

1) die Concessionsurkunde vom heutigen Tage für die Saal-Eisenbahn-
Gesellschaft zum Bau und Betriebe einer Eisenbahn von Sulza über
Camburg, Dorndorf, Jena, Nothenstein, Kahla, Naschhausen, Uhlstädt,
Rudolstadt zum Anschluß an die Gera EichichterBahn bei Saalfeld,

2) der Vertrag vom 8. October 1870 zwischen den Staatsregierungen von
Sachsen-Weimar, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg und Schwarz-
burg. Rudolstadt nebst Separatartikel und Concessiousbedingungen

hiermit zur öffentlichen Kennkniß gebracht.
Rudolstadt, den 3. April 1871.

Fürstlich Schwarzburgisches Ministorinm.
v. Bertrab.

Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesetzsamml. XXXII. 5
Ausgegeben in Rudolstadt am 20. April 1871.
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Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg rc.
urkunden hierdurch:

Nachdem für den Bau und Betrieb einer Eisenbahn von Sulza über Camburg,
Dorndorf, Fena, Rothenstein, Kahla, Naschhausen, Uhlstädt, Rudolstadt zum
Anschluß an die Gera-Eichichter Eisenbahn bei Saalfeld unter der Benennung

Saal-Eisenbahn-Gesellschaft
eine Actiengesellschaft mit einem zur Hälfte aus Stammactien, zur Hälfte aus
Stamm-Prioritätsactien bestehenden Grundcapitale von vier Millionen fünf-
malhundert Tausend Thalern gebildet und in das Handelsregister zu Jena.
eingetragen worden ist, wollen Wir hiermit dieser Gesellschaft die Concession zum
Bau und Betriebe der bezeichneten Eisenbahn für Unser Staatsgebiet nach Maß-
gabe des anliegenden Staatsvertrags und der demselben beigefügten Concessions-
bedingungen, jedoch unter dem ausdrücklichen Vorbehalte ertheilen, daß die in
diesen beiden Urkunden vereinbarten Bestimmungen auch dem Gesellschaftsstatut
und dessen etwaigen Abänderungen gegenüber überall maßgebend bleiben. Zugleich
erkheilen Wir der Saal-Eisenbahn-Gesellschaft die gnädigste Zusicherung, daß
Unser am 7. December 1868 erlassenes Gesetz über die bei Anlegung der Gera-
Eichichter Eisenbahn erforderlichen zwangsweisen Eigenthumsabtretungen auch auf
die das diesseitige Staatsgebiet berührenden Theile der Saalbahn erstreckt und
angewendet werden soll.

Die gegenwärtige Urkunde mit ihren Beilagen soll durch die Gesetzsammlung
zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden.

So geschehen
Rudolstadt, den 3. April 1871.

(L. S.) Georg, Fürst zu Schwarzburg.
v. Bertrab.
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Seine Durchlaucht der Fürst zu Schwarzburg-Rudolstadt,
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachsen,
Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Meiningen und
Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Altenburg,

von dem Wunsche geleitet, eine durch das Saalthal führende Eisenbahnverbindung
zwischen der Thüringischen Stammbahn und der Gera-Eichichter Bahn zur Aus-
führung zu bringen, haben Behufs einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu
Bevollmächtigten ernannt:

Seine Durchlaucht der Fürst zu Schwarzburg-Rudolstadt
Höchst-Ihren Justizrath Carl Ferdinand Hauthal,

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachsen
Allerhöchst- Ihren Regierungsrath Dr. jur. Adolph Volkmar
Reinhard,

Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Meiningen
Höchst-Ihren Geheimen-Staatsrath Albrecht Otto Giseke,

Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Altenburg
Höchst. Ihren Kreishauptmann Conrad Ludwig Gerstenbergk,

welche nach gegenseitiger Anerkennung ihrer Vollmachten, unter Vorbehalt der
Ratification, folgenden Vertrag abgeschlossen haben.

Artikel 1.

Die Grohherzoglich Sächsische, die Herzoglich Sachsen-Meiningensche, die
Herzoglich Sachsen=Altenburgische und die Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtische
Regierung verpflichten sich, jede für ihr Gebiet, einer unter dem Namen der
Saal-Eisenbahn-Gesellschaft zu bildenden Actiengesellschaft unter den sub &amp; diesem A
Vertrage angeschlossenen und einen integrirenden Bestandtheil desselben bildenden
Concessionsbedingungen die Concession zum Bau und Betriebe einer Locomotiv,
Eisenbahn zu ertheilen, welche von der Thüringischen Eisenbahn in der Nähe von
Sulza unmittelbar ausgehend, über Camburg, Dorndorf, Jena, Rothenstein,
Kahla, Naschhaufen, Uhlstädt. Rudolstadt zum Anschluß an die Gera-Eichichter
Bahn bei Saalfeld geführt werden soll. q
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Artikel 2.

Der Coneessions-Enrtheilung hat vorauszugehen
1) die Bildung der Actiengesellschaft und der Eintrag des Gesellschaftsstatuts

in das Handelsregister der zuständigen Gerichtsbehörde (s. Art. 5) in
Gemäßheit der Vorschriften des Bundesgesetzes vom 11. Juni 1870;
die bei der Großherzoglich Sächsischen Regierung zu bewirkende Hinter-
legung einer, für die rechtzeitige und vorschriftsmäßige Ausführung der
Bahn sammt Zubehör einschließlich der Anschaffung der erforderlichen
Transportmittel haftenden Cantion von Einhundert Tausend Thalern,
welche in nach dem Courswerthe anzunehmenden Staatspapieren der be-
theiligten Staaten oder des Norddeutschen Bundes, des Königreichs Preußen
und des Königreichs Sachsen zu leisten ist.

S

Artikel 3.

Die Großherzoglich Sächsische Regierung verpflichtet sich, die in Artikel 2
gedachte Caution nicht ohne Zustimmung der übrigen betheiligten Regierungen an
die Gesellschaft ganz oder theilweise zurückzugewähren.

Sollte die Caution verwirkt werden, so fällt sie den einzelnen Regierungen
nach Verhältuiß der Länge der in ihrem Gebiete belegenen Bahnstrecke zu.

Artikel 4.

Jede der vertragschließenden Regierungen verpflichtet sich, zu Gunsten des
Unternehmens die in ihrem Gebiete geltenden Bestimmungen über Expropriation
von Grundeigenthum für Eisenbahndauten in Wirksamkeit zu setzen.

Artikel 5.

Die Gesellschaft hat ihr Domieil und den Sitz ihrer Verwaltung in Jena
zu nehmen.

Der ordentliche Gerichtsstand der Gesellschaft ist bei den für diese Stadt
competenten Gerichtsbehörden, unbeschadet jedoch des besonderen Gerichtsstandcs,
welchen die Gesellschaft vor den Gerichtsstellen der übrigen betheiligten Länder
nach der bestehenden Landesgesetzgebung anzuerkennen hat.
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Artikel 6.

Die Bauzeit wird in den Concessions-Bedingungen festgesetzt.
Innerhalb derselben ist die Bahn dergestalt zu vollenden, daß sie in ihrer

ganzen Länge ordnungsmäßig in Betrieb gesetzt werden kann.
Sollten während der festgesetzten Bauzeit durch politische oder kriegerische

Ereignisse große Erschütterungen des öffentlichen Credits eintreten, so soll die Bau-
frist eine angemessene, durch besondere Vereinbarung der betheiligten Regierungen
näher zu bestimmende Verlängerung erfahren.

Artikel 7.
Der Betrieb auf der ganzen Bahn ist als ein einheitlicher herzustellen und

nach einem gemeinschaftlichen Betriebsreglement zu behandeln.
Die Gesellschaft wird ermächtigt, den Betrieb auch einer anschliehenden

Eisenbahnverwaltung zu Überlassen. Die Wahl dieser Verwaltung und das mit
derselben zu treffende Abkommen unterliegen der Genehmigung der vertragschließen-
den Regierungen.

Artikel 8.
Die Großherzoglich Sächsische Regierung übernimmt auf den Wunsch der

übrigen betheiligten Regierungen die technische Oberaussicht und Controle über den
Bau, die Unterhaltung und den Betrieb der ganzen Bahn, einschließlich der
Prüfung der Betriebsmittel.

Für den Fall, daß der Betrieb einer anschliehenden Eisenbahnverwaltung
überlassen wird, geht die technische Oberaufsicht über die Unterhaltung des Baues
und über den Betrieb auf diejenige Regierung über, welcher sie dieser Verwaltung
gegenüber zusteht.

Artikel 9.

Die technische Prüfung und Feststellung der Bahnanlage steht der Groß.
herzoglich Sächsischen Regierung zu. Sie wird hierbei besondeie Wünsche der
übrigen Regierungen entgegenkommender Erwägung unterziehen.

Die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung, insbesondere auch die
Bestimmung über Anlage und Einrichtungen der Stationen und Haltepunkte bleibt
jeder Regarung innerhalb ihres Gebiets vorbehalten.
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Artikel 10.

Die Fahrpläne und Tarife sowie deren Abänderungen unterliegen der Ge-
nehmigung der betheiligten Regierungen.

Artikel 11.
Icder der betheiligten Regierungen verbleibt die Lendehohei hinsichtlich der

in ihrem Gebiete belegenen Bahnstrecke.
Die Handhabung der Bahnpolizei steht jeder Regierung innerhalb ihres

Gebietes zu und erfolgt in Gemäßheit des für den Norddeutschen Bund erlassenen
Bahnpolizei=Reglements vom 3. Juni 1870 und der etwaigen künftigen Aenderungen
desselben.

Die in den verschiedenen Staatsgebieten stationirten Bahnpolizeibeamten sind
auf Präsentation der Bahnverwaltung bei den zuständigen Behörden desbetressenden
Staates in Pflicht zu nehmen.

Artikel 12.

Angehörige des einen Staats, welche beim Betriebe der Bahn in dem Gebiete
eines der anderen Staaten angestellt werden, scheiden dadurch nicht aus dem
Unterthanenverbande ihres Heimathslandes aus.

Die Betriebsbeamten sind ohne Unterschied des Orts der Anstellung hinsichtlich
der Diseiplin den zuständigen Aufsichtsbehörden, im Uebrigen aber den Gesetzen
und Behörden des Staates, in welchem sie ihren Wohnsitz haben, unterworfen.

Artikel 13.

Bis zur Eröffnung des Betriebs auf der ganzen Bahnlänge von Sulza bis
Saalfeld ist die Gesellschaft in keinem der betheiligten Staaten zu anderen direkten
Staatssteuern als zu den auf Grund und Boden liegenden Abgaben heranzuziehen.

Nach Eröffnung des Betriebs auf der ganzen vorgenannten Strecke kommen
für die Besteuerung des in Rede stehenden Unternehmens die Königlich Preußischen
Abgabengesetze vom 30. Mai 1853 und 21. Mai 1859 zur Anwendung in der
Weise, daß außer den Grundsteuern andere Staatsabgaben und Steuern als die
in den angezogenen Gesetzen vorgesehenen von dem Unternehmer nicht erhoben
werden können. Die Berechnung der Gesammtsteuer und die Aufstellung des
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Repartitionsplanes nach Maßgabe der Längenausdehnung in den einzelnen Länder.
gebieten erfolgt durch die Großherzogliche Regierung, welche diese Ausstellungen
den mitbetheiligten Regierungen zur Anerkennung vorlegen wird.

Die Eisenbahngesellschaft hat die betreffenden Antheile an die Einnahmestellen
der einzelnen Regierungen unmittelbar abzuführen.

Artikel 14.

Die Regierungen behalten Sich das Recht vor, die innerhalb ihres resp.
Gebiets belegene Bahnstrecke nebst allem dazu zu rechnenden Zubehör nach Verlauf
von dreihig Jahren von Zeit der Eröffnung des Betriebs auf der ganzen Bahn
an, nach vorgängiger, mindestens zwei Jahre vorher der Gesellschaft zu machender
Ankündigung jederzeit gegen Erstattung des Anlagecapitals, unter Berücksichtigung
etwaiger Meliorationen und Deteriorationen zu erwerben.

Ist eine Verständigung über Feststellung des Ankaufspreises nicht zu erzielen,
so ist die Höhe des letzteren durch Sachverständige zu ermitteln, von denen diejenige
Regierung, bezüglich diejenigen Regierungen, welche von dem Ankaufsrechte Ge-
brauch machen wollen, den einen, eventuell durch Loosziehung zu bestimmenden,
die Gesellschaft den zweiten und beide Sachverständige wieder einen Dritten, eben-
salls da nöthig, durch Loosziehung als Obmann zu wählen haben.

Mit der Ausübung des Ankaufsrechts erlöschen hinsichtlich der von der
Territorial-Regierung enworbenen Bahnstrecke alle der Gesellschaft aus der Con-
cession erwachsenen Rechte und Befugnisse und gehen in unveränderter Weise auf
die betreffende Regierung über, ohne daß dadurch die Gemeinschaftlichkeit des
Unternehmens beeinträchtigt werden soll.

Artikel 15.

Sollte die Gesellschaft den Verkauf der Bahn oder die Vereinigung mit einem
anderen Eisenbahn-Unternehmen, oder ihre Auflösung beschließen, so bedarf es
hierzu der Genehmigung der vertragschließenden Regierungen.

Artikel 16.
Jede der verkragschließenden Regierungen wird zur Regelung des Verkhrs

zwischen Ihr und der Gesellschaft sowie zur Handhabung Ihrer Hoheitsrechte und
des Ihr für die Bahnstrecke Ihres Gebietes nach diesem Verlrage zustehenden
Aufsichtsrechtes einen ständigen Commissar bestellen. Derselbe hat die Beziehungen
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seiner Regierung zu der Eisenbahnverwaltung in allen nicht speciell die technische
Oberaussicht (Art.8)betreffenden und nicht zum unmittelbaren Einschreiten der
zuständigen Gerichts oder Verwaltungsbehörden geeigneten Fällen zu vermitteln.

In allen Angelegenheiten, welche nach dem gegenwärtigen Vertrage und den
Concessions-Bedingungen der gemeinschaftlichen Beschlußfassung der betheiligten
Regierungen unterliegen, erfolgt dieselbe zunächst durch Verständigung der Com-
missarien unter sich. Können sich diese nicht vereinigen, so bleibt die directe
Benehmung unter den Regierungen vorbehalten, welche bei nicht zu beseitigenden
Meinungsverschiedenheiten die Stimmenmehrheit als entscheidend anerkennen. Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der Großherzoglichen Regierung.

Artikel I7.

Der Saal-Eisenbahn- Gesellschaft wird die Verpflichtung zum Bau und Be-
trieb einer Eisenbahn, welche von Naschhausen ausgehend in der Nähe von Pösneck
in die Gera-Eichichter Eisenbahn einmündet, auferlegt. Von dieser Verpflichtung
kann die Gesellschaft nur unter alseitiger Zustimmung der vertragschliehenden
Regierungen entbunden werden. Die nähere Feststellung der erwähnten beiden
Anschlußpunkte bleibt den bei der Zweigbahn betheiligten Territorial-Regierungen
vorbehalten.

Für die Ausführung dieser Zweigbahn greifen alle wegen der Hauptbahn
getroffenen Vereinbarungen, soweit nicht etwas Besonderes ausgesprochen worden
ist, mit der besonderen Bestimmung Platz, daß die in Gemähheit des Artikels 6
zu bewirkende Ausführung spätestens innerhalb fünf Jahren, vom Tage der
Concessionsertheilung für die Hauptbahn an gerechnet, zu bewirken ist.

Zur Sicherstellung der pünktlichen Erfüllung dieser Verpflichtung hat die
Saal-Eisenbahn-Gesellschaft eine Caution von Fünfzigtausend Thalern in
der im Artikel 2 erwähnten Weise zu stellen, und zwar soll die nach diesem Artikel
für die Hauptbahn zu stellende Caution nicht eher zurückgewährt werden, bis diese
anderweite Caution geleistet ist.

Artikel 18.
Um das Zustandekommen des Unternehmens, welches den Gegenstand des

gegenwärtigen Vertrags bildet, thunlichst zu fördern, verpflichten sich die vertrag-
schliehenden Regierungen, vorbehältlich der Zustimmung der Landesvertretunger,
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soweit eine solche ersorderlich ist, einen Theil der Behuss Beschaffung der nöthigen
Geldmittel für die Hauptbahn zu emittirenden Stammactien zu zeichnen und die
Einzahlungen auf dieselden in der in den Concessionsbedingungen näher ange-
gebenen Weise bis zum Rominalbetrage der Actien zu leisten.

Diese Verpflichtung zur Betheiligung an der Actienzeichnung wird für die
Großherzogliche Regierung auf die Summe von

300,000 Thlr., d. h. Dreihunderttausend Thaler,

für die Herzoglich Sachsen-Meiningensche Regierung auf die Sunme von
185,000 Thlr., d. h. Einhundert fünf und achtzig Tausend Thaler,

für die Herzoglich Sachsen= Altenburgische Regierung auf die Summe von
241,000 Thlr., d. h. Zweihundert ein und vierzig Tausend Thaler und

für die Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtische Regierung auf die Summe von
124,000 Thir., d. h. Einhundert vier und zwanzig Tausend Thaler

vereinbart.

Für die Ausführung der Zweigbahn von Naschhausen nach Pösneck wird eine
finanzielle Unterstützung Seitens der betheiligten Regierungen nichl gewährt.

Artikel 19.

Für den Fall, daß mit der Ausführung der Eisenbahn, welche den Gegen-
stand des gegenwärtigen Vertrags bildet, innerhalb einer Frist von zwei Jahren,
vom Tage der Ratisications-Auswechselung an gerechnet, noch nicht begonnen sein
sollte, behalten sich die Regierungen das Recht vor, von diesem Vertrage mittelst
einer den anderen betheiligten Regierungen zu gebenden Erklärung zurückzutreten.

Artikel 20.

Gegenwärtiger Vertrag soll zur landesherrlichen Ratification vorgelegt und
die Auswechselung der Urkunden sobald als möglich, spätestens innerhalb drei
Wochen, bewirkt werden.

Furstl. Schw. Rudolst. Gesetzsammlung XXXII. 6
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Zur Urkunde dessen ist gegenwärtiger
Vertrag

in vierfachen Exemplaren ausgefertigt und von den ernannten Commissarien voll,
zogen worden. «

Camburg, den 8. October 1870.

(I. S.) gezCarl Ferdinand Hauthal.
(I. S.) gez. Dr. Adolph Volkmar Relnhard.
(I. S.) gez. Albrecht Otto Giesecke.
(L. S.) gez. Conrad Ludwig Gerstenbergk.
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Separatartikel
zu dem Staatsvertrage vom 8. October 1870.

Die Herzoglich Sachsen Meiningensche Regierung betheiligt sich an der im
Artikel 18 des vorstehenden Verkrags vereinbarten Zeichnung von Stammactien
nu#r unter der Voraussetzung, daß die im Artikel 17 erwähnte Zweigbahn innerhalb
der dort vorgesehenen Frist wirklich zur Ausführung kommt. Sollte dies nicht
der Fall sein, so verpflichtet sich die Fürstlich Schwarzburgische Regierung, auf
Verlangen der Herzoglich Meiningenschen Regierung, den von dieser gezeichneten
auf die Meiningensche Bahnstrecke zwischen Saalseld und Naschhausen entsallenden
Actienantheil unter Erstattung der für denselben geleisteten Einzahlungen eigen-
thümlich zu übernehmen, während für den auf den übrigen Theil des Meiningen-
schen Gebiets entfallenden Actienantheil die Herzoglich Sachsen-Meiningensche
Regierung verhastet bleibt.
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A

Concessions-Bedingungen
für die

Saal-Eisenbahn.

Einer unter dem Namen

Saal-Eisenbahn-Gesellschaft
zusammengetretenen Actien. Gesellschaft zur Herstellung einer Eisenbahnverbindung
von der Thüringischen Eisenbahn in der Nähe von Sulza über Camburg, Dorn-
dorf, Jena, Rothenstein, Kahla, Naschhausen, Rudolstadt zum Anschluß an die
Gera-Eichichter Eisenbahn bei Saalfeld und einer Zweigbahn von Naschhausen
zum Anschluß an die letztgenannte Eisenbahn in der Nähe von Pösneck, wird
zum Baue und Betriebe dieser Bahn unter nachfolgenden Bedingungen und näheren
Bestimmungen Concession ertheilt.

8. 1.
Für die Gesellschaft sind die in dem Staatsvertrage vom 8. October 1870

zwischen den betheiligten Regierungen getroffenen Vereinbarungen maßgebend.

8. 2.
Das Gesellschaftsstatut darf keine Bestimmungen enthalten, welche mit diesem

Staatsvertrage und den gegenwärtigen Concessions-Bedingungen im Widerspruche
stehen.

8. 3.
Die Gesellschaft ist verpflichtet, einen Reservefond zu bilden, in welchem

die Hälfte des 4 pro Cem übersteigenden Reinertrags — bis zu 1 pro Cem —alljährlich einzulegen ist, bis derselbe5pro Cem des Anegecchitaleh erreicht hat.
Dieser Reservefond darf nur zu außerordentlichen, der Unterhaltung und dem
gewöhnlichen Betriebe nicht augehörenden Ausgaben verwendet werden.
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Außerdem ist ein Erneuerungssond zu gründen, welchem außer dem Nut
abwurf seiner Beslände der Erlös aus dem Verkaufe alter Materialien des Ober-
baues und der Betriebsmittel und ein Zuschuß aus der Reineinnahme der nach
Procentsätzen von dem Werthe der Schienen und Schwellen bezüglich der Locomotiven,
Tender und Wagen zu berechnen ist, zufließt.

 .i

Das gesammte Anloge-Capital für die Hauptbahn wird auf 4,500,000 Thlr.,
d. h. vier Millionen Fünfhundert Tausend Thalek, festgestellt. Dasselbe
ist mindestens zur Hälfte in Stammactien, rücksichtlich deren die ursprünglichen
Zeichner nach Artikel 222 des Allgemeinen Deutschen Handelsgefetzbuchs jedenfalls
bis zur Höhe von 40 pro Cem verhaftet bleiben, aufzubringen.

Die Beschaffung des Restes kann nach Befinden durch Anleihen nu poricur
erfolgen, zu deren Ausgabe seiner Zeit auf Grund der besonders einzureichenden
Auleihepläne die gesetzlich erforderliche Genehmigung einzuholen ist.

Die Genehmigung zu Ausgabe von Anleihescheinen au porleur wird jedoch
nicht eher ertheilt, als bis mindestens 40 pro Cem des Acktiencapitals wirklich
eingezahlt und in das Unternehmen verwendet sind.

Die Einzahlung auf die nach Artikel 18 des Staatsvertrags von den Staats-
regierungen zu zeichnenden Actien beginnt erst nach erfolgter Constituirung der
Gesellschaft und deren Eintragung in das Handeloregister, so daß die hiezu
erforderliche auf die Actien der Staateregierung sallende erste Einzahlung von der
Gesellschaft anderweit aufzubringen ist.

Bei den weiteren Einzahlungen leisten die Staatoregierungen jedesmal die
Hälfte des für jede Actie aucgeschriebenen Betrags und gewähren bei der letzten
Einzahlung den zur Vollzahlung der von ihnen gezeichneten Actien ersorderlichen
Restbetrag.

Die Modalitäten, unter denen f. Z. die vorläufig auf Eine Million
Zweihundert Tausend Thaler veranschlagten Mittel zur Ausführung der
Zweigbahn beschafft werden sollen, unterliegen der Genehmigung der bei dem
Gesammtunternehmen betheiligten Regierungen.
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8. 5.
Die Bahn ist nach dem von den betheiligten Regierungen zu genehmigenden

Bauplane für Locomotivbetrieb herzustellen. Der Grund und Boden ist für eine
zweigleisige Bahn zu erwerben. Ebenso sind die Brücken über der Bahn und die
größeren Bauwerke im Bahnkörper selbst für zwei Gleise herzustellen. Im Uebrigen
soll jedoch die Bahn soweit und so lange die betheiligten Regierungen nicht etwas
Anderes vorschreiben, vorläufig eingleisig hergestellt werden.

Im Allgemeinen hat die Ausführung der Stammbahn vorbehältlich einer
näheren Festsetzung in Gemäßheit des Art. 9 des Staatsvertrags nach den unter
der Oberleitung des Königlich Preußischen Handelsministeriums bereits angefertigten
Vorarbeiten zu erfolgen. Jedenfalls ist die Gesellschaft verpflichtet, bei den Orten
Camburg, Dorndorf, Jena, Rothenstein, Kahla, Naschhausen,
Rudolstadt, und dafern es von den betreffenden Landesregierungen verlangt
werden sollte, bei Uhlstädt und Schwarza Stationsanlagen herzustellen.

Die Zurückziehung der Concession für die Zweigbahn bleibt jederzeit vor
Beginn der Ausführung derselben auf Grund eines einstimmigen Beschlusses der
contrahirenden Regierungen vorbehalten. Der Gesellschaft steht für diesen Fall
ein Anspruch auf Entschädigung nicht zu.

Ueber die technischen Unterlagen für die Ausführung der Zweigbahn bleibt
s. 3. die Entschließung der an der betreffenden Strecke betheiligten Regierungen
vorbehalten. Die Gesellschaft ist verpflichtet, sich den desfallsigen Anordnungen
zu sügen.

Die Bauzeit wird für die Hauptbahn auf zwei Jahre sechs Monate fest-
gesetzt, während hinsichtlich der Zeit, innerhalb deren die Zweigbahn herzustellen
ist, die betreffende Bestimmung des Staatovertrages maßgebern ist.

Für die tüchtige Ausführung der Bahn sammt Zubehör innerhalb dieser
Frist, für die Anschaffung der erforderlichen Transportmittel und für alle sonst
etwa erwachsenden Ansprüche hasten die in dem Staatsvertrage vorgesehenen
Cautionen.

8. 6.
Dafern die Bahn selbstständig betrieben wird, bedarf die Anstellung des

Oberingenieurs und des obersten Maschinenmeisters der Genehmigung der bethei-
ligten Regierungen.
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8.1.
Für den Bau selbst und den Betrieb sind im Allgemeinen die im Königreiche

Preußen geltenden Normalien maßgebend.
Keine Strecke darf dem Betriebe ohne vorgängige Prüfung der von der

Großherzoglichen Regierung beauftragten Techniker und der auf Grund dieser
Prüfung ertheilten Erlaubniß übergeben werden.

8. 8.
Die Spurweite hat 4° 8;“ englischen Maaßes im Lichten der Schienen

zu betragen.
Die Steigungsverhältnisse und Krümmungshalbmesser, die Wahl des Systems

für den Oberbau, die Transportmittel und dos Signalwesen, die Kreuzung mit
anderen Bahnen und öffentlichen Straßen, sowie die Regulirungen oder Ver-
legungen des Wasserlaufes on öffentlichen Flüssen, die Anlage und Einrichtung
der Stationen und Haltepunkte und die Projectirung der wichtigeren Hoch= und
Kunstbauten bedürfen specieller Genehmigung der Staatsregierungen nach Maßgabe
des Staatsvertrags. Auch kann durch Beschluß der Letteren die Anlegung neuer
Stationen und Haltepunkte im Interesse des öffentlichen Verkehrs angeordnet werden.

S. 9.
An den Endpunkten ist die Bahn in unmittelbare Gleisverbindung mit den

anstoßenden Eisenbahnen zu bringen. Auch hat die Gesellschaft Anschlüsse und
Ueber- oder Unterführungen anderer Bahnen, vorbehältlich der Verständigung über
die Art der Ausführung zu gestatten. Kommt über solche Anschlüsse keine gütliche
Vereinbarung zu Stande, so entscheiden die betheiligten Regierungen.

8. 10.
Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Eisenbahn stets in gutem und fahrbaren

Zustande zu erhalten, tüchtige und ausreichende Transportmittel für Personen,
Waaren und Tchiere bereit zu halten, auch die Beförderung selbst regelmäßig und
ohne persönliche Begünstigungen nach Maßgabe der Zeit= und Reihenfolge der
Anmeldung zu besorgen, sowie den von den Regierungen im Interesse des öffent-



a2 1871.

lichen Verkehrs für nothwendig erachteten Anordnungen in Bezug auf die Unter-
haltung der Bahn, sowie auf den Betrieb (einschließlich der An und Abfuhre
der Güter) und die Betriebseinrichtungen Folge zu leisten.

Bei Unterbrechung des Betriebes durch Beschädigungen oder sonstige Unfäne
und Natnrereignisse hat die Gesellschaft für thunlichste Beschleunigung der Wieder-
herstellung zu sorgen, ist auch vemsflichtet, bereits übemommene Personen und
Güter ohne Tariserhöhung an die bedungenen Brslimmungsorte befördern zu lassen.

Zu Ersüllung vorslehender Obliegenheiten kann die Gesellschaft seiten der
Aufsichtsbehörden nach Befinden durch Strafauflagen angehalten werden, und hat,
wenn auch diese fruchtlos bleiben, die Entziehung der Verwaltung und
Sequestration zu gewärkigen.

8. 11.
Die Gesellschaft ist auf Verlangen der vertragschließenden Regierungen ver-

pflichtet, auf der Bahn für den Transport auf größere Entfernungen den Ein-
Pfeunig-Tarif für den Transport von Kohlen und Coaks und eventuell der
übrigen im Artikel 45 der Verfassung des Norddeutschen Bundes bezeichneten
Gegenstände einzuführen.

Auch ist die Gesellschaft verpflichtet, im inländischen Verkehre keinerlei
Ermähigungen oder Erlasse zu Gunsten oder zum Nachtheile des Verkehrs einzel-

ner Orte, dieselben mogen an der eigenen Bahn oder an anderen Bahnen liegen,
einzuführen.

8. 12.
Die Obliegenheiten der Eisenbahn-Gesellschaft bezüglich der Handhabung der

Bahnpolizei und der Auslibung des Aufsichtörechtes der Regierungen über die
Eisenbahn und deren Betrieb richtet sich nach den desfalls bestehenden, bezüglich
noch zu erlassenden Vorschristen in Gemäßheit der Vereinbarungen des Staats-
vertrags.

C. 13.
Der durch die Aufstellung von Hölfsgendarmen zur polizeilichen Beaussichti-

gung der Eisenbahn-Arbeiter während der Bauzeit entstehende auherordentliche
Aufwand ist von der Gesellschaft zu ersetzen.
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8. 14.

Die Geselischaft ist verbunden. dafür Sorge zu tragen, daß erkrankte oder
verunglückte Arbeiter und deren Familien nicht den Gemeinden derjenigen Orte,
in welchem sich die Arbeiter während des Bahubaues, ohne daselbst ihre Heimath
zu haben, befinden, zur Last fallen.

Es sind daher für Verpflegung und Unterslützung in solchen Fällen auf
Kosten der Gesellschaft die nöthigen Vorkebrungen zu treffen.

8. 15.

Die Gesellschaft verpflichtet sich, die Bahnwärter, Schaffner und sonstigen,
einer technischen Qualification nicht bedürfenden Unterbeamten vorzugsweise aus
den mit Civilversorgungs oder Civilanstellungs-Schein entlassenen Militairs der
Bundesarmee, soweit dieselben das 35. Lebensjahr noch nicht überschritten haben,
zu wählen, im Uebrigen aber bei Besetzung dieser Beamtenstellen auf die Be-
werbung der Landesangehörigen thunlichst Rücksicht zu nehmen.

5. 16.
Wenn in Folge des Baues der Eisenbahn zum Zwecke der Verbindung der

einzelnen Stationen und Haltepunkte mit den nächstgelegenen Orten oder Straßen
die Anlegung neuer oder der Umban und die grundhaftere Herstellung schon vor-
handener Wege und Straßen nach slraßenpolizeilichem Ermessen sich nöthig macht,
so fällt der durch diese Veranstaltung entstehende Bau- und Unterhaltungs- Aufwand
der Eisenbahn=Gesellschaft zur Last, insoweit nicht nach Beschaffenheit der Um-
stände eine Mitleidenheit der betreffenden Flurgemeinden oder sonstigen Baupflich-
tigen einzutreten hat, worüber die Entscheidung den Regierungen zusteht.

S. 17.

Für Kriegsbeschädigungen und Demolirungen, es mögen solche vom Feinde
ausgehen, oder im Interesse der Landesvertheidigung veranlaßt werden, kann die
Gesellschaft vom Staate beziehungsweise vom Norddeutschen Bunde einen Ersatz
nicht in Anspruch nehmen.

Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesetzsammlung XXl. 7
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8. 18.
Die Verpflichtungen der Gesellschaft hinsichtlich der Post, Telegraphie und

der Militairtransporte regeln sich nach den hierber im Norddeutschen Bunde be-
stehenden bezüglich zu erlassenden Vorschriften.

Gendarmen sind hinsichtlich der Beförderung durch die Bahn den Militair-
personen gleich zu achten.

8. 19.
Sollte die Hauptbahn oder die Zweigbahn innerhalb der in F. 5 bestimmten

Bauzeiten nicht fertig hergestellt werden, so sind, nächst dem Erlöschen der be-
treffenden Concession und dem Verfalle der für die fragliche Strecke bestellten
Gesammtcaution die betheiligten Regierungen —eine jede innerhalb ihres Gebiets
— berechtigt, aber nicht verpflichtet, das Eigenthun an dem erworbenen
Grund und Boden und an dem ausgeführten Theile des Unter- und Oberbaues
sammt Zubehör ganz oder theilweise gegen den eventuell nach den Bestimmungen
des Paragraphen 14 des Staatsvertrags herzustellenden Taxwerth zu erwerben.
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&amp; VIII. Gesetz
vom 3. April 1871 über die bei Anlegung der Saal-Eisenbahn

erforderlichen zwangsweisen Enteignungen.
Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg cc.

verordnen wegen der bei Anlegung der Saaleisenbahn von Sulza über Camburg,
Dorndorsf, Jena, Rothenstein, Kahla, Naschhausen, Uhlstädt, Rudolstadt zum
Anschluß an die Gera-Eichichter Bahn bei Saalfeld erforderlichen zwangsweisen
Enteignungen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit im Voraus ertheilter
Zustimmung des getreuen Landtags, was folgt:

Das Gesetz vom 7. December 1868 über die bei Anlegung einer Eisenbabn
von Gera nach Eichicht erforderlichen zwangsweisen Enteignungen (G.-S. S. 507)
wird hiermit auf alle zwangsweisen Enteignungen ausgedehnt, welche sich behufs
der Anlage der Saaleisenbahn nothwendig machen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 3. April 1871.

(L. 8S.) Georg, Fürst zu Schwarzburg.
v. Bertrab.
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 IX. Ministerial-Bekanntmachung,
betreffend die Behandlung der Zugänge bei der classificirten

Einkommensteuer, vom 8. April 1871.

Nachdem für nothwendig erachtet worden ist, daß die Einschätzung der Zu-
gänge bei der classisicirten Einkommensteuer ebenso wie bei der Classensteuer halb-
jährlich erfolge, so bestimmen Wir unter Abänderung der §§. 21 und 26 der
Instruction vom 7. December 1852, betreffend die Erhebung der Classen= und
classificirten Einkommensteuer u. s. w. (G.-S. 1852, S. 235—244)Folgendes:

1) Die im Laufe eines Kalenderjahres neu zutretenden Einkommensteuer-
pflichtigen werden auf Grund der von den Steuerämtern aufzustellenden
Zugangslisten vom Vorsitzenden der Einschätzungscommission unter Zu-
ziehung der am Sißhe des Landrathsamtes wohnenden Commissions-
mitglieder eingeschätzt.

2) Die Aufstellung der Zugangslisten hat zu Anfange der Monate Juni
und December, die Einschähung zu Ende der genannten Monate zu erfolgen.

3) Nach erfolgter Einschätzung sind die Zugangslisten behufs deren Fest-
stellung an das Fürstliche Ministerium, Abtheilung der Finanzen, ein-
zusenden. ·

Rudolstadt, den 8. April 1871.

Fürstlich Schwarzburgisches Ministerium.
v. Ketelhodt.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

6. Stück vom Jahre 1871.

 NAX. Ministerial-Bekanntmachung,
mehrere Abänderungen des Regulativs vom 30. Juli 1868 über
die zollamtliche Behandlung der mit den Posten eingehenden, aus-

gehenden oder durchgehenden Gegenstände betreffend,
vom 22. April 1871.

Nachstehende, von dem Bundesrathe beschlossene Abänderungen des Regulativs
über die zollamtliche Behandlung der mit den Posten eingehenden, ausgehenden
oder durchgehenden Gegenstände (Seite 368 der Gesetzsammlung vom Jahre 1868)
werden hierdurch zur Nachachtung bekannt gemacht:

1) In §. 1, Absah 1, werden die Worte: „zum Bruttogewicht von ##6. Zoll-
pfund und mehr“ ersetzt durch die Worte: „zum Bruttogewicht von mehr
als 155 Pfund.“

2) In §. 2 kommt die Bestimmung unter Ziffer 5 in Wegfall.
3) In §F. 4, Absatz 2, kommt der Saß:

„Ebenso findet bei den in §. 2, Ziffer 5, aufgeführten Waaren-
proben und Mustern eine zollamtliche Verabfertigung an der Grenze
nicht statt, vielmehr werden dieselben erst am Bestimmungsorte von
der Postbehörde der Zollstelle zur Revision und schließlichen Ab-
fertigung (§. 6 ff.) vorgeführt.“

in Wegfall.

Fürstl. Schw.-Rudolsl. Gesensamml. XXXII. 8
Ausgegeben in Rudolstadt am 17. Mai 1871.
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4) In §. 4, Absatz 3, wird nach den Worten: „Alle sonstigen eingehenden
Posistücke unterliegen“ eingefügt: „soweit dieselben das Bruttogewicht von
en Pfund übersteigen" und am Schlusse des Absatzes folgender Zusatz
ausgenommen:

„Mit den Posten aus dem Auslande eingehende Waarensendungen
im Bruttogewichte von 15, Pfund und weniger sind als zollfrei
auch von jeder zollamtlichen Behandlung befreit.“

5) In F. 7 wird der Absatz 2:
„Die Abfertigung der Waarenproben und Muster (§. 2, Ziffer 5)

kann ohne Zuziehung des Adressaten von der Postbehörde ver-
anlaßt werden.“

Gestrichen.
Rudolstadt, den 22. April 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium,
Abtheilung der Finanzen.

Schwart.

A. Koch.
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 XI. Verordnung
vom 5. Mai 1871, betreffend die Ausführung der §§. 23 bis 26 des

Bundes-Strafgesetzbuchs.

Mit Höchster Genehmigung Sr. Durchlaucht des regierenden Fürsten ver.
ordnen Wir zur Ausführung der §§. 23 bis 26 des Bundes-Strafgesetzbuchs
vom 31. Mai 1870 in Bezug auf die vorläufige Entlassung von Strafgesangenen
sowic auf deren Beaussichtigung andurch was folgt.

S. 1.
Hinsichtlich der Zulässigkeit der vorlänfigen Enklassung macht es keinen Unter-

schied, ob die Strase vor oder nach dem I. Jannar 1871 erkannt worden ist.

§S. 2.
Die vorläufige Entlassung kann von dem Gefangenen niemals als ein Recht

in Anspruch genommen werden. Sie hat vielmehr den Charakter einer Vergünstigung,
welche von dem Vorstande der Strafanstalt nur dann zu beantragen ist, wenn bei
ihm die Ueberzeugung besteht, daß der Gesangene sich gebessert habe und die ihm
durch die vorläufige Entlassung gebotene Gelegenheit zum Wiederbeginn eines
ehrenhaften und gesetzmähigen Lebenswandels nicht mißbrauchen werde.

. 8. 3.

Der Gefangene, welchem hiernach die vorläusige Entlassung zu Theil werden
soll, muß sich während der vorangegangenen Haft der Anstaltsordnung entsprechend
betragen und zugleich in seinem Gesammtverhalten denjenigen Ernst an den Tag
gelegt haben, welcher ald eine Gewähr dafür angesehen werden kann, daß er den
bei der Entlassung gehegten Envartungen entsprechen werde.

Auf den Umstand allein, daß der Gesangene zu disciplinarischen Rügen keinen
Anlaß gegeben hat, darf der Entlassungsantrag niemals gegründet werden. Anderer.
seits werden vereinzelte leichtere Verstöße gegen die Hausordnung, fallo dieselben
nicht auf übeln Willen zurückzuführen sind, bei soust zufriedenstellendem Gesammt=

verhalten den Autrag nicht unbedingt ausschließen dürfen. 6.
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8. 4.
Außer der Führung des Gefangenen während der Dauer der Haft sind die

Lebensverhältnisse in Betracht zu ziehen, denen derselbe nach der Entlassung ent-
gegengeht. Insbesondere ist zu prüfen, ob und in welcher Art derselbe an dem
Orte, nach welchem die Entlassung erfolgen soll (Entlassungsort), Unterkommen
und Gelegenheit zu ehrlichem Erwerbe zu finden Aussicht hat. Die Strafanstalts-
vorstände sind verpflichtet, in dieser Beziehung eine specielle Erörterung, und, soweit
erforderlich, ihre Vermittelung eintreten zu lassen, insbesondere auch sich zu diesem
Zwecke mit den betrefsenden Polizei= und Gemeindebehörden, sowie nach Ermessen
mit achtbaren Privatpersonen an dem Entlassungsorte oder in der Nähe desselben
in Verbindung zu setzen.

Die Entlassung ist nicht in Ankrag zu bringen, wenn die Verhältnisse, in
welche der Gefangene an dem Entlassungsorte eintreten würde, zu der Besorgniß
Anlaß geben, daß derselbe dadurch in ein ungcordnetes oder verbrecherisches Leben
werde zurückgeführt werden.

8. 5.
Der Antrag des Strafanstaltsvorstandes auf vorläufige Entlassung eines Straf-

gefangenen ist an das Kreisgericht, bei welchem die Untersuchung geführt worden,
zu richten und nach Mahgabe der §§. 2 bis 4 eingehend zu motiviren. Dem
Antrage ist eine motivirte Erklärung der Konferenz der Anstalts-Oberbeamten,
oder, wo eine derartige Einrichtung nicht besteht, des Anstaltsgeistlichen beizufügen.

8. 6.
Das Kreisgericht hat den Antrag des Strafanstaltsvorstandes unter Beifügung

der Untersuchungsakten mit gutachtlichem Bericht an das Ministerium einzusenden.
Die Entscheidung des lehteren wird hiernächst durch Vermittelung des Kreisgerichts
dem Strafanstaltsvorstande mitgetheilt.

S. 7.
Die vorläufige Entlassung ist nach deren Genehmigung durch das Ministerium

von dem Strafanstaltsvorstande unverzüglich zur Ausführung zu bringen, insofern
diesem nicht etwa in der Zwischenzeit Umstände bekannt geworden sind, welche dem
Antrage auf Entlassung entgegengestanden haben würden. In diesem Falle hat
der Strafanstaltsvorstand dem Kreisgerichte zur weiteren Veranlassung sofort Mit-
theilung zu machen.
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S. 8.

Gesuche der Strafgefangenen oder der Angehörigen derselben um Bewilligung
der vorläufigen Entlassung unterliegen zunächst der Prüfung des Strafanstalts-
vorstandes und sind von diesem, wenn sie zur Befürwortung nicht geeignet erscheinen,
durch ablehnende Bescheidung zu erledigen, sofern nicht bei Zufertigung des Gesuches
an den Strafanstaltsvorstand durch das Ministerium oder durch ein Kreisgericht
seine Aeußerung ausdrücklich erfordert worden ist.

8. 9.

Bei Ausführung der Entlassung kommen die nachfolgenden Bestimmungen
zur Anwendung:

1) Dem Gefangenen wird zu Protokoll eröffnet, daß er in Gemäßheit der
§5. 23 ff. des Strafgesetzbuchs nur mit Vorbehalt des Widerrufs entlassen
werde, und daß er die Wiedereinlieferung zur Abbüßung des bei der Ent-
lassung unvollstreckt gebliebenen Theils der urtheilsmähigen Straszeit zu
gewärtigen habe, falls er bis zum Ablaufe der letzteren sich einer schlechten
Führung schuldig machen oder den ihm nach # 2 dieses Paragraphen
ertheilten Verhaltungsvorschriften zuwider handeln sollte.
Zu seiner Legitimation wird dem Gefangenen ein Entlassungsausweis mit
Reiseroute nach dem Enklassungsorte in Form des beiliegenden Formulars
behändigt, auf dessen Rückseite die Vorschristen für sein Verhalten ab-
gedruckt sind.

Ein Duplikat des Entlassungsausweises ist mit der Emtlassungsver-
handlung (.#3 1) bei den Akten der Strafanstalt zurückzubehalten.
In Bezug auf die Abrechnung mit dem Gefangenen wegen des für ihn
asservirten etwaigen Arbeitsverdienstes, bez. sonstigen Privateigenthums
kommen die für die Entlassung der Gefangenen nach verbüßter Strafe
beslehenden Vorschristen mit der Maßgabe zur Anwendung, dah dem vor-
läufig Entlassenen von dem für ihn assewirten Gelde niemals ein höherer
als derjenige Betrag baar ausgezahlt werden darf, dessen derselbe zur Reise
nach dem Entlassungsorte auf der vorgeschriebenen Route unumgänglich

edarf.



52 1871.

er Rest des asservirten Geldes wird auf Kosten des Gefangenen an
die Polizeibehörde des Entlassungsortes gesandt, welche zu weiteren Zahlun-
gen an den Entlassenen vor Ablauf der Strafzeit nur in soweit ermächtigt
ist, als sie die Ueberzeugung von der Angemessenheit der beabsichtigten
Verwendung gewinnen kann.
Von der erfolgten Entlassung wird Seitens des Anstaltsvorstandes Nach-
richt zu den Untersuchungsakten gegeben, außerdem aber unter Zufertigung
einer Abschrift des Entlassungsausweises der Polizeibehörde des Entlassungs-
ortes und dem vorgesetzten Landrathsamte Mittheilung gemacht.

Trifst der Gesangene innerhalb der vorgeschriebenen Frist an dem
Entlassungsorte nicht ein, so ist Seitens der Ortspolizeibehörde des letzteren
nach Maßgabe des §. 13 dieser Verordnung zu verfahren.

8. 10.
Der vorläufig entlassene Gefangene tritt mit dem Tage der Entlassung und

bis zum Ablaufe der in dem Straferkenntnisse festgesetzten Strafzeit unter specielle
polizeiliche Kontrole, welche den Zweck hat, ihn fortdauernd und in wirksamer
Weise von dem Mißbrauche der ihm durch die Cntlassung zu Theil gewordenen
Vergünstigung abzuhalten, welche aber nicht in der Weise ausgeübt werden soll,
daß der Entlassene dadurch in seinem Fortkommen behindert oder der öffentlichen
Verachtung ausgesetzt wird.

—

S. 11.
Die Kontrole wird durch die Ortspolizeibehörde des Entlassungs= bez. jedes-

maligen Aufenthaltsortes (§. 12) unter Aufsicht des vorgesetzten Landrathsamtes
ausgeübt.

Die Polizeibehörden haben dabei die im S. 10 aufgestellten allgemeinen Grund.
säbe zu beobachten, übrigens aber nach eigenem pflichtmäßigen Ermessen zu ver-
sabren. Sie find namentlich befugt, dem Entlassenen, soweit dieß erforderlich
erscheint, vorübergehend noch andere Beschränkungen als diejenigen aufzuerlegen,
welche in Gemäßheit des §. 39 .##. 1 und 3 des Strasgesetzbuchs hinsichtlich der
nach verbüßter Strafe unter Polizeiaufsicht gestellten Personen zulässig sind.

Die Auferlegung derartiger besonderer Beschränkungen erfolgt mittelst proto-
kollarischer Eröffnung an den Entlassenen.
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, S. 12.

Kraft der gegenwärtigen Verordnung unterliegt der Entlassene der besonderen
Beschränkung, daß er ohne ortspolizeiliche Erlaubniß den Entlassungs-oder späteren
Aufenthalts-Ort auf länger als 48 Stunden nicht verlassen und an einem anderen
Orte nicht ohne Erlaubniß der Ortspolizeibehörde dieses letzteren auf länger als
48 Stunden Aufenthalt nehmen darf. Die eine wie die andere Erlaubniß ist
unter persönlicher Gestellung vor die Ortspolizeibehörde und Vorzeigung des Ent-
lassungsausweises (§F. 9 ..##. 2) nachzusuchen.

Die Erlaubniß ist zu versagen, wenn Grund zu der Annahme vorliegt, daß
der Entlassene dieselbe zur Verübung neuer Rechtsverletzungen mißbrauchen oder
dadurch einem ungrordneten Leben werde zugeführt werden.

Von dem Abgange eines Entlassenen an einen neuen Aufenthaltsort ist der
Polizeibehörde daselbst durch die Polizeibehörde des bisherigen Aufenthaltsortes
Nachricht zu geben. Die erstgedachte Behörde hat der letzteren von dem Eintreffen
des Entlassenen Mittheilung zu machen.

8. 13.

Vorläusig entlassene Strafgefangene, welche sich ohne ortspolizeiliche Erlaubniß
von dem Entlassungs= oder späteren Aufenthaltsorte auf länger als 48 Stunden
entfernen, oder von der erhaltenen Erlaubniß, sich an einen anderen Ort begeben
zu dürfen, nicht in der vorgeschriebenen Weise Gebrauch machen, sind durch die
Ortspolizeibehörde steckbrieflich zu verfolgen. Auch ist in diesem Falle wegen des
etwaigen Widerrufs der Entlassung sogleich nach §. 14 dieser Verordnung zu verfahren.

8. 14. ·

ZeigteinvoklänsigentlasscncrStrafgcfangeucksicharbeitöscheuvdektknnks
fällig, oder gibt derselbe in anderer Weise durch ungeordnetes Verhalten Anstoß,
so ist, falls eine sogleich zu erlassende erste Verwarnung erfolglos bleibt, seitens
der Ortspolizeibehörde gemäß dem §. 24 des Strasgesetztuchs der Widerruf der
Entlassung bei dem betreffenden Kreisgerichte in Antrag zu bringen, welches hierüber
an das Ministerium zu berichten hat.

Dasselbe findet statt, wenn der Enklassene mit übelberüchtigten Personen Um-
gaug pflegt, oder bei denselben Wohnung nimmt, oder wenn er einen bestimmten
Lebensenverb nicht nachzmoeisen vermag.
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Erachtet in den vorstehend bezeichneten Fällen die Ortspolizeibehörde aus
dringenden Gründen des öffentlichen Wohles die einstweilige Festnahme des Ent-
lassenen gemaß dem §F. 25. Abs. 2. des Strafgesetzbuchs für erforderlich, so hat
sie dieselbe unter gleichzeitiger Anzeige an das Kreisgericht zu veranlassen und
bis zur endgültigen Entscheidung über den Widerruf aufrecht zu erhalten.

§S. 15.
Gefangene, deren Entlassung widerrufen worden ist, werden vermittelst Trans-

ports in die Strafanstalt, aus welcher ihre vorläufige Entlassung erfolgt ist,
zurückgesandt.

Bei Berechnung der noch zu verbüßenden Strafzeit sind der zweite Absatz
des §. 24 und der dritte Absatz des §. 25 des Strafgesetzbuchs zu beachten. Die
Transporttage sind in allen Fällen auf die Strafzeit in Anrechnung zu bringen.

8. 16.

Die durch die steckbriefliche Verfolgung, sowie durch die einstweilige Festnahme
eines Entlassenen, bez. im Falle des Widerrufs der Entlassung durch den Rück-
transport desselben in die Strafanstalt entstehenden Kosten sind als Kosten der
Strafvollstreckung zu behandeln.

Rudolstadt, den 5. Mai 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Entlassungs-Ausweis.

Signalement: Vorzeiger dieses, d. nebenstehend
signalisirtteteteee......
I aus

............. vondcnt......gckicht

zu...·.... wccn.............·

zueinet......... Strafe von .. bten
verurtheilt und an ten

Unterschrift:
zur Strafverbüßung eingeliefert, ist auf “ “*
schlusses des Fürstlichen Ministeriums zu Rudolstadt
in Gemäßheit des §. 23 des Strafgesetzbuchs vom

31. Mai 1870 unter dem hutgen Tage der Haft
vorläufig entlassen worden. . selbe hat sich über

.......... zu begeben, woselbst
binnen Tagen einzutreffen und nach
vorgängiger Meldung bei der Ortspolizeibehörde
........... Aufenthalt zu nehmen hat.

Die gegeddd.

festgesetzte Wihet läuft, falls niWderu der
Entlassung nicht erfolgt, am ten
18 bab.

Fürsil. Schw.-Rudolst. Gesetzsammlung XXXII. 9



1871.

Verhaltungs-Vorschriften
für vorläufig entlassene Strafgefangene.

1) Der vorläufig entlassene Strafgefangene steht unter specieller polizeilicher
Kontrole und hat sich allen Maßregeln, welche die Ortspolizeibehörde zur
Ausübung der letzteren vorzuschreiben für angemessen erachtet, unweigerlich
zu fügen.
Der Cntlassene darf ohne ortspolizeiliche Erlaubniß den Entlassungs= oder
späteren Aufenthaltsort auf länger als 48 Stunden nicht verlassen und an
einem anderen Orte nicht ohne Erlaubniß der Ortspolizeibehörde dieses
lezteren auf länger als 48 Stunden Aufenthalt nehmen.

Die ortspolizeiliche Erlaubniß zum Verlassen des Entlassungs= oder
späteren Aufenthalts-Ortes, sowie zu jedem neuen Aufenthalte ist unter
persönlicher Gestellung vor die Ortspolizeibehörde und Vorzeigung des
Entlassungsausweises nachzusuchen.
Entlassene Strafgefangene, welche an dem Entlassungsorte innerhalb der
vorgeschriebenen Frist nicht eintreffen, oder sich demnächst ohne ortspolizei-
liche Erlaubniß auf länger als 48 Stunden von demselben oder von dem
späteren Aufeuthaltsorte entfernen, oder von der erhaltenen Erlaubniß,
sich an einen anderen Ort begeben zu dürfen, nicht in der vorgeschriebenen
Weise Gebrauch machen, haben sofortige steckbriefliche Verfolgung, rcsp.
nach Lage der Umstände den Widerruf der Entlassung zu gewärtigen. Der
letztere kaun auch erfolgen, wenn der Entlassene ohne ortspolizeiliche Er-
laubniß einen neuen Aufenthalt nimmt.
Der Widerruf ist außer in den vorstehend bezeichneten Fällen zu gewärtigen,
wenn der Entlassene:

sich arbeitsscheu oder trunkfällig zeigt, oder durch sonstiges unge-
ordnetes Verhalten Anstoß gibt,
mit übelberüchtigten Personen Umgang pflegt oder bei denselben
Wohnung nimmt, oder
einen bestimmten Lebenserwerb nicht nachzuweisen vermag.

"

GS

—2

 —S—



—1871.

 NXII. Verordnung
vom 5. Mai 1871, die Stellung unter Polizeiaufsicht betreffend.

Zur Ausführung der &amp;8. 38 und 39 des Bundesstrafgesetzbuchs vom 31. Mai
1870 wird im Betreff der gerichtlich erkannten Zulässigkeit der Stellung unter
Polizeiaussicht mit Höchster Genehmigung Serenissimi andurch Nachstehendes
bestimmt.

8. 1.

Von jedem Erkenntnisse, welches die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht ausspricht
(F. 38 Abs. 1 des St.-G.-B.), hat alsbald nach eingetretener Rechtskraft desselben
das Untersuchungsgericht dem Ministerium Nachricht zu geben.

8. 2.

Bei dem Herannahen des Termins für die Entlassung aus der Strafanstalt,
oder wenn der Gefangene vorläufig entlassen war, des Zeilpunktes, mit welchem
die Freiheitsstrafe als verbüßt gilt (S. 26 des St.-G.-B.), im Fall eines theil-
weisen Erlasses der Freiheitsstrafe aber sofort nach Entlassung des Gefangenen,
hat die Strafanstaltsverwaltung (wenn die Strafe in dem Gefängnisse des Unter-
suchungsgerichts vollstreckt wurde, das letztere) sich dem Ministerium gegenüber
gutachtlich darüber auszusprechen, ob und auf welche Zeitdauer der Verurtheilte
unter Polizeianssicht zu stellen und ob, bezüglich in welchem Umfange, die nach
§. 39 des St.-G.-B.zulässigen besonderen Maßregeln zu ergreifen sein möchten.

8. 3.

Wenn der Verurtheilte einem andern Staate des Bundesgebietes angehört oder
bei seiner Entlassung aus der Strafhaft seinen Aufenhalt außerhalb des Fürsten-
thums nimmt, so ist die im §F. 2 vorgeschriebene Aeußerung auch der auswärtigen

. 9’
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Landespolizeibehörde des, bezüglich künftigen, Wohn= oder Aufenthaltsortes des
Verurtheilten unter abschriftlicher Beisügung des Tenors des Straferkenntnisses
(§. 1) mitzutheilen.

KC. 4.

Die Stellung unter Polizeiaussicht ist eine Präventivmaßregel. Die Ent-
schließung des Ministeriums wird daher hauptsächlich von der Erwägung abhängen,
inwiefern der Verurtheilte nach seinem früheren Lebenswandel, nach der Natur des
begangenen Verbrechens oder Vergehens, insbesondere auch nach seinem Verhalten
während des Strasvollzugs und nach den Verhältnissen, in welche er nach erlangter
Freiheit eintritt, Garantien für sein künstiges Wohlverhalten bietet.

Beschließt das Ministerium auf Grund dieser Erwägung den Vekurtheilten
unter Polizeiaufsicht zu stellen, so hat dasselbe gleichzeitig deren Zeitdauer auszu-
sprechen und die Orte zu bezeichnen, an welchen dem Verurtheilten der Aufenthalt
untersagt werden soll, oder falls derselbe Ausländer ist, ob er aus dem Bundes-
gebiete ausgewiesen werden soll.

Wird von der Stellung des Verurtheilten unter Polizeiaussicht Abstand ge-
nommen, so gilt die diesfallsige Entschließung nur als eine vorläufige, und es
kann die Stellung unter Polizeiaussicht auch später noch, falls der Verurtheilte
durch üble Aufführung dazu Anlaß gibt, ausgesprochen werden —, jedoch nur so
lange, als nicht der im §. 38 des St.-G.-B. bestimmte fünfjährige Zeitraum
abgelaufen ist, und niemals über die Dauer dieses Zeitraumes hinaus.

S. 5.

Die vom Ministerium gefaßte Entschließung ist dem Verurtheilten protokollarisch
zu eröffnen und es ist derselbe, wenn von Stellung unter Polizeiaussicht vorläufig
abgesehen worden ist, ausdrücklich darauf aufmerksam zu machen, daß und unter
welchen Voraussetzungen die Stellung unter Polizeiaussicht später noch verhängt
werden könne.

Auch dem betreffenden Landrathsamte, sowie der Strafanstaltsverwaltung,
der Gendarmerie, der Polizeibehörde des Aufenthaltsorts und, wenn dem unter
Polizeiaussicht Gestellten der Aufenthalt an bestimmten Orten untersagt wird, den
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Polizeibehörden dieser Orte, ist von der Entschließung des Ministeriums Kenntniß
zu geben.

Die Verweisung eines unter Polizeiaufsicht gestellten Ausländers aus dem
Bundesgebiete wird in den officiellen Nachrichtsblättern des Fürstenthums bekannt
gemacht.

8. 6.

Der unter Polizeiaussicht Gestellte ist gehalten, sich bei der Polizeibehörde
des von ihm gewählten Aufenthaltsorts alsbald nach seinem Eintreffen und spä-
testens innerhalb 24 Stunden persönlich anzumelden, nicht minder sich bei dieser
Behörde, falls er später den Aufenthaltsort wechseln will, unter Bezeichnung des
gewählten anderweiten Aufenthaltsortes, abzumelden, auch nach dem Eintreffen
am letzteren sich bei der dortigen Polizeibehörde innerhalb der obigen Frist aufs
Neue anzumelden. Die Unterlassung dieser Obliegenheit wird nach Maßgabe des
§. 361 Ziffer 1 des Strafgesetzbuchs mit Haft bestraft. Auf diese Bestimmung
sind die betreffenden Personen bei der Eröffnung des Beschlusses, nach welchem sie
unter Polizeiaussicht gestellt werden, noch besonders aufmerksam zu machen.

In dem vorgedachten Falle eines späteren Wechsels des Aufenthaltsortes hat
biervon die Polizeibehörde des Ortes, wo der unter Polizeiaufsicht Stehende bis
dabin sich aufgehalten hat, an die Polizeibehörde des neuen Aufenthaltsortes
und an das vorgesetzte Landrathsamt Mittheilung gelangen zu lassen.

8. 7.

Sollten in einzelnen Fällen Gründe für eine Abkürzung oder Verlängerung
der anfänglich bestimmten Dauer der Polizeiaufsicht vorhanden sein, so hat das
Landrathsamt nach Gehör der Polizeibehörde des Aufenthaltsorts des Beaussich-
tigten die Entschließung des Ministeriums einzuholen.

Die Verlängerung kann nicht über den im F. 38 des St.-G.-B. bestimmten
Gesammtzeitraum von fünf Jahren ausgedehnt werden.

8. 8.

Die Bestimmung in §F. 39 Zifser 1 des St.-G.-B. ist nicht blos von
„Ortschaften“" zu verstehen. Es kann daher der Aufenthalt auch in bestimmten
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Stadttheilen, Gebäuden, Wirthschaften, Schaustellungsorten u. s. w. verboten
werden. Dagegen ist die Konfinirung auf einen bestimmten Bezirk unzulässig.
Im Uebrigen enthält die Befugniß, den Aufenthalt unbeschränkt zu untersagen,
auch das Mindere, z. B. die Befugniß, den Aufenthalt zu gewissen Zeiten (zur
Nachtzeit u. s. w.), für immer oder bei gewissen Vorgängen (bei Festschießen u. s. w.)
zu verbieten.

Rudolstadt, den 5. Mai 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

7. Stüch vom Jahre 1871.

 XIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 7. Juni 1871,

den Zollsatz für französischen Wein betreffend.
Nachdem in Frankreich die wegen der Handelsbeziehungen zu Deutschland

durch Friedensvertrag getroffenen Verabredungen in Wirksamkeit gesetzt worden sind,
ist von dem Bundesrathe beschlossen worden, für französischen Wein den
Zollsatz von 4 Fl. 40 Kr. = 2 Thlr. 20 Sgr. pro Centner vom 6. Juni d. J.
an wieder eintreten zu lassen.

Mit Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 15. August v. J. (Seite 86
der Gesetzsammlung) wird dies hierdurch zur Nachachtung bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 7. Juni 1871.

Fürstlich Schwarzburgisches Ministerium,
Abtheilung der Finanzen.

Schwartz
Ad. Koch.

Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesehsamml. XXXII. 10
Ausgegeben in Rudolstadt am 2. Juni 1871.
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 XIV Ministerial-Bekanntmachung
vom 9. Juni 1871,

das Bundesgesetz wegen des Urheberrechtes an Schriftwerken rc. betr.

In Gemäßheit des §. 31 des BundeSgesetzes, betreffend das Urheberrecht an
Schriftwerken, Abbildungen, musikalischen Compositionen und dramatischen Werken
vom 11. Juni 1870 (Bundesgesetzblatt S. 339) hat mit Höchster Genehmigung
Serecnissimi die Fürstliche Staatsregierung unter Abstandnahme von der Bildung
eigener Sachverständigen-Vereine sich an Preußen bezüglich des lilerarischen und
musikalischen Sachverständigen-Vereins angeschlossen. Dies wird mit dem Bei-
sügen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der Königliche Geheime Justizrath
und Professor Dr. Heydemann in Berlin in beiden Vereinen den Vorsitz führt.

Rudolstadt, den 9. Juni 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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 TXV. Gesetz,
betreffend die Ausführung des Bundesgesetzes über den Unter-

stützungs -Wohnsitz,
vom 23. Juni 1871.

Wir Georg von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen zur Ausführung des Bundesgesehes über den Unteistützungs-Wohnsih
vom 6. Juni 1870 (Bundesgeseyblatt S. 360 ff.) auf Antrag Unseres Mini-
steriums, sowie mit Zustimmung des getreuen Landtages, was folgt:

S. 1.
Umsang der Unterstützungspflicht.

Jedem hülfsbedürftigen Deutschen (. 26) ist von dem zu seiner Unter-
stützung verpflichteten Armenverbande Obdach, der unentbehrliche Lebensunterhalt,
die erforderliche Pflege in Krankheitsfällen und im Falle seines Ablebens ein ange-
messenes Begräbniß zu gewähren.

Die Unterstützung kann geeigneten Falles, so lange dieselbe in Anspruch ge-
nommen wird, mittels Unterbringung in einem Armen= oder Krankenhause, sowie
mittels Anweisung der den Kräften des Hülfsbedürftigen entsprechenden Arbeiten
außerhalb oder innerhalb eines solchen Hauses gewährt werden.

Gebühren für die einem Unterstützungsbedürftigen geleisteten geistlichen Amts.
handlungen sind die Armenverbände zu entrichten nicht verpflichtet.

8. 2.
Organe der öffentlichen Unterstützung Hülfsbedürfiiger.

Die Organisation der öffentlichen Unterstützung Hülfsbedürftiger wird durch
die Gemeinde-Verfassungsgesetze bestimmt. Die Verwaltung der öffentlichen Armen-
pflege steht in den Gemeindebezirken überall den, für die Verwaltung der Ge-
meinde-Angelegenheiten, durch die Gemeinde-Versassungsgesetze angeordneten Ge-
meinde-Behörden zu. Die Bestimmungen der Gemeinde Verfassungsgesetze über die
Verwaltung der Gemeinde- Angelegenheiten, insbesondere die Bestimmungen über
die Zuständigkeit des Gemeindevorstandes und der Gemeindevertretung sind überall
auch für die Verwastung der öffentlichen Armenpslege maßgebend.
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Wer ohne gesetzlichen Grund die Uebernahme oder fernere Wahrnehmung einer

unbesoldeten Stelle in der Gemeinde-Armen-Verwaltung veweigert, oder sich
dieser Wahrnehmung entzieht, kann neben den durch die Gemeinde-Verfassungs-
gesetze bestimmten Strafen um ein Achtel bis ein Viertel stärker zu den direkten
Gemeinde-Abgaben herangezogen werden.

. 3.

Verfahren in Streitsachen der Armenverbände.
Zur Entscheidung von Streitigkeiten, welche gegen einen Armenverband des

Fürstenthums von einem andern deutschen Armenverband erhoben werden, wird in
Rudolstadt eine Behörde eingesetzt, welche den Namen „Deputation für das Hei-
mathswesen“ führt.

8. 4.
Die Deputation für das Heimathswesen besteht aus drei von Uns zu bestel-

lenden Mitgliedern, von denen eins dem Nichterstande angehören muß.
Für Verhinderungsfälle werden drei ständige Stellvertreter bestellt.

8. 5.
In der, der Deputation einzureichenden Klageschrift ist der Armenver.

band, dessen Verurtheilung verlangt wird, und der Gegenstand des erhobenen An-
spruchs genau zu bezeichnen; es ist insbesondere ausdrücklich auszusprechen, ob die
Uebernahme des betreffenden Hülfsbedürftigen oder welche sonstige Leistung ver-
langt wird.

8. 6.
Die Klageschrift wird der Gegenpartei mit der Aufforderung zugefertigt, ihre

schriftliche Gegenerklärung innerhalb vier Wochen nach der Zustellung einzureichen,
widrigenfalls die in der Klageschrift behaupteten Thatsachen für zugestanden, und
die damit überreichten Urkunden für auerkannt würden erachtet werden.

Die Gegenerklärung wird dem klagenden Armenverbande zugefertigt, geeigneten
Falles mit der, dieselbe Verwarnung enthaltenden Aufforderung, seine weitere Er-
klärung innerhalb vierzehn Tagen nach der Zustellung einzureichen. Geht eine
solche weitere Erklärung ein, so wird sie der Gegenpartei zur Kenntnißnahme
zugeferligt.
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Die vorgedachten Fristen können auf Antrag der betrefsenden Partei ver-

längert werden.
S. 7.

Der Klageschrist und den im §F. 6 gedachten weiteren Erklärungen der Par-
teien sind die als Beweismittel in Bezug genommenen Urkunden im Original oder
in Abschrist beizufügen. Von allen Schriftstücken und deren Anlagen sind Dupli-
kate einzureichen.

F. 8.
Die Deputation für das Heimathswesen ist besugt, Untersuchungen an Ort

und Stelle zu veranlassen, Zeugen und Sachverständige zu laden und eidlich zu
vernehmen, überhaupt den angetretenen Beweis in vollem Umfange zu erheben.
Hinsichtlich der Verpflichtung, sich als Zeuge oder Sachverständiger vernehmen zu
lassen, kommen die entsprechenden Bestimmungen der bürgerlichen Prozeßgesetze zur
Anwendung. Die Deputation erkennt auf die im Ungehorsamssalle zu verhängenden
Strasen, vorbehaltlich des innerhalb 14 Tagen nach Zustellung des Strafbescheides
zulässigen Rekurses an das Minislerium.

8. 9.
Die Deputation kann die Beweiserhebung durch eins ihrer Mitglieder oder

durch eine Bezirkê= bezüglich Lokal-Verwaltungs-Behörde oder durch eine zu dem
Ende zu ersuchende sonstige Behörde bewirken lassen. — Sie kann verordnen, daß
die Beweiserhebung in ihrer öffentlichen Sihung stattfinden solle.

8. 10.
Die Beweisverhandlungen sind unter Zuziehung eines vereideten Protokoll-

führers, oder wenn sie in einem anderen deutschen Staate stattfinden, in den dort
vorgeschriebenen Formen aufzunehmen; die Parteien sind zu denselben vorzuladen.

C. 11.

Die Entscheidung erfolgt in öffentlicher Sitzung der Deputation nach erfolgter
Ladung und Anhörung der Parteien oder ihrer mit Vollmacht versehenen Vertreter.
Die Ladung erfolgt unter der Verwarnung, daß beim Ausbleiben der Parteien
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nach Late der Akten entschieden werden würde. Die Entscheidung kann sofort ver,
kündigt werden; es ist über dieselbe aber jedenfalls ein schriftlicher, mit Gründem
versehener Beschluß auszufertigen nud den Parteien zuzustellen.

8. 12.

In der offentlichen Sitzung der Deputation dürfen die Parteieh neue That-
sachen oder Beweismittel nur insofern vorbringen, als ihnen bei dein verspäteten
Vorbringen eine schuldbare Verzögerung nicht zur Last fällt.

8. 13.

Die Deputätion hat nach ihrer freien, aus dem ganzen Jubegriffe der Ver-
handlung und Beweise geschöpften Ueberzeugung zu beschließen. Insofern nicht
etwa eine Ergänzung der Instruktion beschlossen wird, kann ihre Emscheidung auf
Abweisung des klagenden oder auf Verurtheilung des in Anspruch genommenen
Armenverbandes gerichtet sein. Letzteren Falles ist in der Entscheidung ausdrücklich
auszusprechen, ob der Armenverband zur Uebernahme des betreffenden Hülfs.
bedürftigen oder nur zu einer sonstigen Leistung verpflichtet sein soll.

C. 14.

Ueber die öffentliche Sitzung wird durch einen zuzuziehenden vereidigten Pro-
tokollführer eine Verhandlung aufgenommen, welche die wesentlichen Hergänge ent.
halten muß und von den Mitgliedern der Deputation, sowie von dem Protokoll-
führer zu unterzeichnen ist.

F. 15.

Die Entscheidung erfolgt gebühreufrei; dem unterliegenden Theil sind aber
die baaren Auslagen des Verfahrens, desgleichen die baaren Auslagen des ob-
siegenden Theils, mit Einschluß der Gebühren, welche derselbe seinem Bevoll-
mächtigten für Wahrnehmung der öffentlichen Sibungen der Depitation zu ent-
richten hat, zur Last zu legen. Sämmtliche zu erstattende Auslagen und Gebühren
der Bevollmächtigten werden von der Deputation endgültig festgesetzt.
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5. 16.

Soweit die Organisation oder die örtliche Abgrenzung der einzelnen Armen-
verbände Gegenstand des Streites ist, bewendet es endgültig bel der Entscheidung
der Deputation. Im Uebrigen findet gegen deren Entscheidung, unter Ausschluß
aller sonstigen Rechtsmittel, die Berufung an das Bundes-Amt für das Heimaths-
wesen Statt. "

8. 17.

In allen Streitsachen zwischen Armenverbänden deg Fürstenthums ist die
unterliegende Partei verpflichtet, der Gegenpartei die ihr in der Berufungsinstanz
entstandenen baaren Auslagen sowie die Gebühren eines, sie in der öffentlichen
Sitzung des Bundes-Amtes vertretenden Rechtsverständigen zu erstatten.

8. 18.
Gegen die im §. 56 des Bundesgeseßes erpähnten Anordnungen findet die

Berufung an das Bundes-Amt für das Heimathswesen auch in denjenigen Fällen
Statt, in denen ein Streit zwischen zwei Armenverbänden des Fürstenthums besteht.

Ist ein Armenverband zur Zahlung und Erstattung der ihm endgültig auf-
erlegten Kossen und Gebühren ganz oder theilweise außer Stande (§. 59 des
Bundesgesehes), so werden die Auslagen und Gebühren auf die Staatscasse über-
nommen, bezüglich von derselben erstat'tt.

8. 19.
In allen Streitigkeiten unter Armenvesbänden des Fürstenthums hat der

Armenverband, welcher den Anspruch erhebt, sich vor Anbringung der Klage bei
der Deputation zuvörderst an das Landrathsamt des Bezirks, welchem der in An-
spruch zu nehmende Armepverband angehört, wegen Veranstaltung eines Sühne-
versuchs zu wenden

Das Landrathoamt hat die Ausgleichung der Streitigkeit in geeigneter Weise
zu versuchen und ist berechtigt, zu diesem Behufe die Betheiligten zur mündlichen
Verhandlung vorzuladen, über die Sache zur Feslstellung der Streitpunkte zu
vernehmen und nach seinem Ermessen Vorschläge zu machen. Findet eine Einigung
Statt, so ist dieselbe urkundlich festzustellen und demnächst im Perwaltungswege
vollstreckbar.
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Schlägt der Sühneversuch fehl, so ist dem Armenverbande, welcher den An-
spruch erhebt, darüber von dem Landrathsamte eine Bescheinigung zu ertheilen,
welche der Klageschrift (F. 5) beizusügen ist, widrigenfalls letztere von der Depu-
tation ohne Weiteres zurückgewiesen wird.

8. 20.
Einen Anspruch auf Unterstühung kann der Arme gegen einen Armenverband

niemals im Rechtswege, sondern nur bei der Verwaltungsbehörde geltend machen,
in deren Pflicht es liegt, keine Ansprüche zuzulassen, welche über das Nothdürftige
hinausgehen.

Beschwerden gegen Verfügungen der Vorstände der Armenverbände darüber,
ob, in welcher Höhe und in welcher Weise Armen=Unterstützungen zu gewähren
sind, folgen dem, durch die bestehenden Gesetze angeordneten Iustanzenzuge mit
der Maßgabe, dah an die Stelle des Ministeriums die Deputation für das Heimaths=
wesen tritt, welche endgültig entscheidet.

Oessentliche Unterstützung hülfsbedürstiger Ansländer.
Jeder Ausländer ist, so lange ihm der Aufenthalt im Inlande gestattet wird,

in Bezug
1) auf die Art und das Maaß der im Falle der Hülfsbedürftigkeit zu gewäh-

renden öffentlichen Unterslüßzung,
2) auf den Erwerb und Verlust des Unterstütungswohnsitzes,

einem Deutschen gleich zu behandeln.

§. 22.
Verhältniß der Armenverbände zu anderwelt Verpflichteten und zu den

Behörden.
Auf den Antrag des Armenverbandes, der einen Hülfsbedürftigen unterstützen

muß, können durch einen mit Gründen versehenen Beschluß der Verwaltungsbehörde
nach Anhörung der Betheiligten, der Ehemann, die Ehefrau, die ehelichen Eltern,
die uneheliche Mutter sowie die ehelichen Kinder und die unehelichen Kinder in
Beziehung auf die Mutter angehalten werden, den Hülfsbedürftigen nach Maßgabe
ihrer gesetzlichen Verpflichtung die erforderliche laufende Unterstühung zu gewähren.
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Die Beschlußfassung steht dem Landtathsamte desjenigen Bezirks zu, in

welchem der in Anspruch genommene Angehörige des Hülfsbedürftigen seinen
Wohnsitz hat.

Hat der gedachte Angehörige im Inlande keinen Wohnsitz, so tritt an die
Stelle des Landrathsamtes des Wohnsitzes das Landrathsamt des Aufenkhaltsortes.

§. 23.
Gegen die Entscheidung des Landrathsamtes (§. 22) steht innerhalb zehn

Tagen nach deren Zustellung sowohl dem in Anspruch genommenen Angehörigen
wie dem betheiligten Armenverbande der Recurs an die Deputalion für das
Heimathswesen zu, welche letztere nach Anhörung der Gegenpartei im Verwaltungs-
wege endgültig entscheidet. Beiden Theilen bleibt überdies die Verfolgung ihrer
Rechte im gerichtlichen Verfahren vorbehalten.

S. 24.
Die Entscheidungen der Verwaltungsbehörde (S§. 22, 23) sind vorläufig

und so lange vollstreckkar, bis auf erhobenen Recurs im Verwaltungswege

oder niuel rechtskrästigen gerichtlichen Urtheils eine abändernde Entscheidungerfolgt ist
Im lehteren Falle hat der Armenverband dem in Anspruch genommenen An-

gehörigen das bis dahin Geleistete beziehungsweise das zu viel Geleistete zu er-
statten; im Weigerungefalle ist er hierzu im Aussichtswege anzuhalten.

Hatte jedoch der eine solche Erstattung Fordernde die gerichtliche Klage nicht
innerhalb sechs Monaten nach Zustellung des von ihm angefochtenen Beschlusses der
Verwaltungsbehörde angebracht, so kann er nur dassenige zurücksordern, was er
für den Zeitraum seit Anbringung der Klage zu viel geleistet hat.

8. 25.

Die Erstattung bereits verausgabter Unterstützungskosten kann ein Ammen-
verband in allen Fällen, soweit nicht die §. 3 ff., betreffend das Verfahren in
Streitsachen der Armenverbände, zur Anwendung kommen, nur im gerichtlichen
Verfahren beanspruchen.

Furstl. Schw. Rudolst. Gesetsammlung XXII. 11
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8. 26.

Schlußbestimmungen.
Unter einem deutschen Hülfsbedürftigen und einem deutschen Armenverband

im Sinne dieses Gesetzes ist ein solcher zu verstehen, welcher dem Geltungsbereich
des Bundesgesetzes über den Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni 1870 angehört.

§. 27.
Das gegenwärtige Gesetz tritt den 1. Juli 1871 in Kraft. Mit demselben

Tage kommen alle mit den Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes im Wider-
spruche stehenden oder mit denselben nicht zu vereinigenden gesetzlichen Bestimmungen
in Wegfall.

Es ist Vorkehrung dahin zu treffen, daß vom 1. Juli 1871 ab jedes Grund-
stück einem räumlich abgegrenzten Armenverbande angehört oder selbstständig als
solcher eingerichtet ist.

Das in den 55. 3 ff. vorgeschriebene Verfahren kommt bei denjenigen Streit-
sachen der Armenverbände zur Anwendung, welche nach dem 30. Juni 1871 an-
hängig gemacht werden (§F. 65 unter 6 des Bundesgesetzes vom 6. Juni 1870).

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürsl.
Insiegel. "

So geschehen

Rudolstadt, den 23. Juni 1871.

(L. S.) Georg, Fürst zu Schwarzburg.
v. Bertrab. v. Ketelhodt.
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 XVI. Verordnung
vom 23. Juni 1871,

betreffend die Organe der öffentlichen Unterstützung Hülfsbedürftiger.

Mit Höchster Genehmigung des Durchlauchtigsten Fürsten wird im Anschluß
an §5§. 2 bis 8 des Bundegesetzes über den Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni
1870 (Bundes-Gesetz-Blatt S. 360) und an §F. 2 des Ausführungsgesetzes zu
demselben vom heutigen Tage verordnet, was folgt:

8. 1.

Jede Gemeinde bildet für sich einen Orts-Armenverband, sofern sie nicht
einem mehre Orts. Ammenverbände umfassenden einheitlichen Armenverbande (Gesammt-
Armenverbande) einverleibt wird. (5§. 2 und 3 des Bundesgesetzes; art. 16 der
revidirten Gemeindeordnung).

8. 2.

Den Gemeinden werden, soviel den Gegenstand der Gesetze über den Unter-
stützungswohnsitz betrifft, die außerhalb des Gemeindeverbandes stehenden Guts-
bezirke gleichgeachtet. (url. 5 der revidirten Gemeinde-Ordnung).

Waldungen von größerem Umfange und Grundbesitzungen, welche nach arl. 4
der revidirten Gemeinde-Ordnung außerhalb der Gemeinde= und Gutsbezirke stehen,
werden für den Gegenstand der Gesetze über den Unterstützungswohnsitz als selbst
ständige Bezirke mit allen Rechten und Lasten der Gutsbezirke eingerichtet.

8. 3.

Durch freiwillige Uebereinkunft und mit Genehmigung des Ministeriums können
sich mehre Orts. Armenverbände (5§. 1 und 2) zu Gesammt= Armenverbänden
vereinigen.

11
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Die Verfassung der Gesammt-Armenverbände wird durch statutarische Vor-
schriften geregelt, deren Vereinbarung den betheiligten Orts- Armenverbänden, vor-
behaltlich der Bestätigung der Statuten durch das Ministerium, überlassen bleibt.

8. 4.

Das ganze Fürstenthum bildet einen Land-Armenverband, dessen Functionen
auf den Staat übernommen werden.

Rudolstadt, den 23. Juni 1871.

Färstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

8. Stück vom Jahre 1871.

 XVII. Verordnung
des Fürstlichen Ministeriums vom 2. Juni 1871, die Beschaffenheit

der Schankgefäße betreffend.
Auf Grund des Artikels 21 des Bundesgesetzes vom 17. August 1868

(Bundes= Gesetz-Blatt S. 473) und im Einvernehmen mit den sämmtlichen Re-
gierungen des Thüringischen Zoll- und Handels-Vereins wird mit höchster Geneh-
migung Serenissimt über die Beschaffenheit der Schankgefäße hierdurch Folgendes
verordnet:

S. 1.
Die für den Ausschank von Wein und Bier in Wirthschaften bestimmten

Gefäße jeder Art müssen mit einem äußerlich eingeschliffenen, eingeschnittenen oder
eingebrannten Strich versehen sein, welcher bei der Aufstellung des Gefäßes auf
einer horizontalen Ebene den Soll- Inhalt begrenzt.

Zulässig sind für den genannten Zweck nur solche Gefäße, deren Soll-Inhalt
einer der von der Maaß- und Gewichts-Ordnung vom 17. August 1868 für den
öffentlichen Verkehr zugelassenen Maaßgrößen (§. 5. der Eich-Ordnung vom 16. Juli
1869 — Beilage zu .#3 32. des Bundesgesetzblattes —) entspricht.

Schankgefäße von 4, 3# und 1 Liter bedürfen keiner weiteren Bezeichnung
ihres Inhalté.

Färstl. Schw.-Rudolst. Gesetzsamml. XXXII. 12
Ausgegeben in Rudolstadt am 16. August 1871.
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Andere nach der Maaß und Gewichts-Ordnung zulässige Größen sind durch
Einlchleisen, Einschneiden und Einbrennen des Inhalts hach Liter in der von der
Eich-Ordnung vorgeschriebenen Weise besonders zu bezeichnen.

8. 2.

Der Strich, welcher den Soll-Inhalt begreuzt. muß
1) bei Schankgesäßen für Wein wenigstens 3 Centimeter,
2) bei Schankgefäßen für Bier wenigstens 1 Centimeter,
2) bei Flaschen wenigstens 2 Centimeter unter dem oberen Rande liegen.

8. 3.
DenWirthen ist freigestellt, diese Bezeichnung ihrer Schankgesäße selbst vor-

zunehmen oder durch wen immer vornehmen zu lassen.
Sie sind für deren Richtigkeit verantwortlich.

8. 4
Jeder Wirth ist verwflichtet, vorschriftsmäßig geeichte und gestempelte Flüssig-

keitsmaaße von dem seinen Schankgefäßen entsprechenden Inhalte im Schanklokale
bereit zu halten, seine Schankgefäße vor deren Gebrauch damit zu untersuchen,
auch die seinen Gästen und Kunden verabreichten Qnantitäten nachzumessen, im
Falle dies verlangt wird.

8. 5.
Bei der polizeilichen Visitation der geeichten und gestempelten Flüsssigkeits-

maaße (5§. 4.) sind von den vorhandenen Schankgefäßen beliebige Stücke herdus-
zugreifen und der Prüfung zu unterstellen. '

5. 6.
Ausgenommen von den vorstehenden VorschriftenistderVerkaufder in den

verkorkten Flaschen oder Krügen enthaltenen Weine und Biere.

8. 7.
DieNRichtbeachtung der in Vorstehendem enkhaltenen Vorschriften unterliegt der

Bestrafung nach §. 369 Ziffer 2 des Bundes-Strafgesetzbuches vom 31. Mai 1870.
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Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1872 in Krast.
Sie findet auch auf diejenigen Wirthe Anwendung, welche früher die Maaße

des neuen Systems in Anwendung bringen.

Nudolstadt, den 2. Juni 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

M XVIII. Verordnung

des Firstlichen Ministeriums vom 30. Juni 1871, den Betrieb des- Kammerjäger-Gewerbes betreffend.
zur Verhtung von Mißbräuchen und Ungehörigkeiten bei Ausübung des

Kammerjäger-Gewerbes verordnen Wir mit höchster Genehmigung auf Grund des
Gesetzes vom 9. März 1855 (Ges.-S. S. 48.) wasfolgt:

1.

Die Giststoffe, welche die Kammerjäger zum Betriebe ihres Gewerbes ge-
brauchen, müssen in verschlossenen Näumen und unter Beobachtung der den Apo-
thekern gegebenen Vorschriften (vergl. die 5§. 53 — 56 der Apotheker-Ordnung
vom 27. Jannar 1841, Ges.-S. S. 46) aufbewahrt werden. Die Büchsen,
deren die Kammerjäger sich zum Aufbewahren und zum Transport der Giste be-
dienen, müssen von fester, nicht leicht zerbrechlicher Masse, wobl verschlossen und
mit der Ausschrift „Gift“ sowie mit drei Krenzen (J. + +) bezeichnet sein.

2.
Giststoffe drsen nur in augenfällig als ungenießbar sich darstellenden

Mischungen und Formen, welche keine Verwechslung mit Nahrungsmitteln für
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Menschen und Hauslhiere zulassen, geführt und angewendet werden. Sie müssen
insbesondere einen vom Genusse abschreckenden Geruch und Geschmack haben.

3.

Beim Auslegen des Giftes zur Vertilgung des Ungeziefers muß stets mit der
gehörigen Vorsicht versahren werden.

4.

Die Kammerjäger dürfen das Gist nur selbst auslegen und unter keiner Be-
dingung dem Käufer zum Selbstgebrauch überlassen.

5

Uebertretungen dieser Verordnung werden, sofern nicht nach den Strafgesetzen
höhere Strafen verwirkt sind, mit Geldstrasen bis zum Betrage von 17 Fl. 30 kr.
— 10 Thlr. oder mit Haft bis zu 8 Tagen geahndet.

Rudolstadt, den 30. Juni 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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X XIX. Verordnung
vom 27. Juli 1871 wegen Abänderung der Verordnung vom 27. April
1833, betreffend die Prüfungen und Beaufsichtigungen, welchen die

Candidaten des Predigtamtes in der evangelisch-lutherischen
Landeskirche sich zu unterwerfen haben.

Mit höchster Genehmigung Serenissimi haben Wir die Verordnung des
früheren Kirchenrathes vom 27. April 1853, betreffend die Prüfungen und Be-
aufsichtigungen, weschen die Candidaten des Predigtamtes in der evangelisch-
lutherischen Landeskirche sich zu unterwerfen haben, (Ges.-S. 1853. S. 109 ff.)
in einigen Punkten abzuändern beschlossen, und verordnen demgemäß was folgt:

1. ·

Zu 8. 4.
Die Termine für die Prüfungen werden je nach Bedürfniß und dem Vor-

handensein von Candidaten bestimmt.
2.

Zu F. 6. alin. 2.
Die Bearbeitung der exegetischen und dogmatischen Aufsätze kann theils in

lateinischer theils in deutscher Sprache erfolgen.
3.

Zu 8. 9.
Es giebt drei Grade der Censur:

1) ausgezeichnet,
2) gut,
3) genügend.

Die Verbindung zweier einander nächster Censurgrade in dem Zeugnisse ist
zulässig.

4.

Zu 8. 10 Ziffer 2.
Es genügt forlan der Nachweis des Bestehens der Maturitätsprüfung auf

einem anerkannten deutschen evangelischen Gymnasium.
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5.

Zu §. 11..
Außei den in F. 11 gedachten Fächern tann- die Prüfung auch auf die Ge-

schichte der Philosopbie erstreckt werden.
0.

Zu8.13.
Die Zahl der schriftlichen Ausarbeitungen wird auf höchstens sechs beschränkt.

welche in längstens drei Tagen zu fertigen sind.
7

Zu §. 18.
Die Zahl der schristlichen Arbeiten soll sich einschließlich der Predigt-

dispositionen und des katechetischen Entwurfe, nicht über acht belaufen.
8.

· Zu 8. 19.

Ausnahmsweise kann in Bedürfnißsällen die Ordination auch schon vor dem
Bestehen der zweiten Prüfung ertheilt werden. Vor Absolvirung der zweiten Prüfung
wird aber durch die Ordination die Berechtiguns zum Eintritt in ein Pfarramt
nicht erworben.

Rudolstadt, den 27. Juli 1871.

Färstl. Schwarzb. Ministerium,
Abth. für Kirchen und Schussachen.

v. Ketelhodt.

G. Wächter.
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 XX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 8. August 1871,

die sogenannte Polizeistunde betreffend.

Im Hinblick auf F. 365 des Strafgeseybuches für den Norddeutschen Bund
wird mit Höchster Genehmigung Serenissimi und unter Aufhebung der zeit-
herigen Bestimmungen über die f. g. Polizeistunde verordnet was folgt:

Die Festsetzung der s. g. Polizeistunde für Schankstuben und andere öffent.
liche Vergnügungsorte erfolgt, je nach Bedürfniß, für ganze Bezirke, einzelne
Onschaften oder einzeine öffentliche Lokale rücksichtlich der ländlichen Gemeinden
durch die Fürstlichen Landrathsämter, in den Städten durch die Ortspolizei-
verwaltung. Jede derartige Verfügung ist von diesen Behörden uordnungsmäßig
bekannt zu machen.

Rudolstadt, den 8. August 1871.

Fürstlich Schwarzburgisches Ministerium.
v. Berkrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

9. Stüch vom Jahre 1871.

 XXI. Ministerial-Verordnung
vom 8. September 1871,

betreffend die Ausführung der Volkszählung vom 1. December 1871.

Am Freitag den 1. December 1871 findet im ganzen Bundesgebiete
eine Volkszählung stalt, zu deren Ausführung innerhalb des Fürstenthums mit
Höchster Genehmigung des Durchlauchtigsten Fürsten Folgendes bestimmt wird.

8. 1.
Die Volkszählung soll die ortsanwesende Bevölkerung am Zählungstage

ermitteln. Außerdem ist durch dieselbe die Wohnbevölkerung festzustellen.
Als ortsanwesend sind diejenigen Personen zu betrachten, welche in der

Nacht vom 30. November auf den 1. December in den einzelnen Gemeinden und
Gutsbezirken sich aushalten. Die während dieser Nacht auf Reisen oder sonst
unterwegs befindlichen Personen werden da als anwesend verzeichnet, wo sie am
Vormittag des 1. December anlangen.

Die Wohnbevölkerung umfaßt die Mitglieder der in den einzelnen Ge-
meinden und Gutsbezirken wohnhaften Haushaltungen, einschließlich der einzeln
lebenden selbstständigen Personen, auch wenn sie bei der Zählung abwesend sind.

8. 2.
Die Zählung wird unter Oberaussicht der Fürstlichen Landrathsämter in abge-

gränzten Bezirken (Zählbezirken), unter Leitung der Ortsvorstände bezüglich Ver-
treter der Gutsbezirke und unter möglichst umfangreicher Heranziehung freiwilliger
Zähler vorgenommen.

Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesezsamml. XXXII.
Ausgegeben in Rudolstadt am 23. September 1871.
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Jeder Gutsbezirk, desgleichen jede Gemeinde unter 1000 Einwohnern bildet
einen Zählbezirk für sich.

Orte von mehr als 1000 Einwohnern werden in mehrere Zählbezirke getheilt.
Bis zum 10. November muß diese Eintheilung erfolgt und müssen die

Zähler bestellt sein.
8. 3.

Bis zu demselben Tage haben die Fürstl. Landrathsämter für die Be-
schaffung der Formulare zu den Haushaltungs= resp. Extrahaushaltungs- und
Ortslisten durch Beziehung derselben von dem statislischen Bureau in Jena und
für deren Vertheilung an die einzelnen Ortschaften zu sorgen.

8. 4.
In der Zeit vom 25. bis 30. November sind die Haushaltungslisten

durch die Zähler an die einzelnen Haushaltungen zu vertheilen.

8. 5.
Die Aufnahme der Bevölkerung erfolgt von Haus zu Haus, von Haushaltung

zu Haushaltung mittelst namentlicher Aufzeichnung der zu zählenden Personen in
die Haushaltungslisten. "

In Gasthöfen und Herbergen, sowie in Anstalten, in denen sich nach deren
besonderem Zwecke eine Anzahl von Personen befindet, die nicht zur Haushaltung
gehören (Militairgebäude, Erziehungs-, Versorgungs-, Kranken= und Strafan-
stalten, Gefängnisse u. s. w.) sind die betreffenden Personen getrennt von den Mit-
gliedern der eigentlichen Haushaltung in Extrahanshaltungslisten einzustellen.

8. 6.
Am 1. December Vormittags sind die Haushaltungslisten durch die Haus-

haltungsvorstände, beziehungsweise die einzeln lebenden selbsiständigen Personen, die
Extra Haushaltungslisten durch die Gastwirthe und Vorsteher oder Verwalter von
Anstalten für gemeinsamen Aufenthalt oder durch geeignete Vertreter auszusüllen
und zu bescheinigen.

Wo dieß in Folge besonderer Verhältnisse nicht möglich ist, erfolgt die Aus-
füllung und Bescheinigung durch die Zähler auf Grund einzuziehender mündlicher
Erkundigungen.
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8. 7.

Am 1. December Mittags beginnt die Wiedereinsammlung der Haushal.
tungslisten. Dieselbe ist möglichst überall am 2. December zu beendigen.

8. 8.
Ueber die zu vertheilenden und wieder einzusammelnden, mit den Hausnum=

mern versehenen Haushaltungslisten erhält jeder Zähler eine Orts, resp. Controlliste,
in welcher vor der Austheilung der ersteren die Spalten 1—6 ausgefüllt werden.

Bei der Einsammlung sind die Haushaltungslisten vom Zöhler sofort einer
genauen Prüfung zu unterwerfen, etwaige Unrichtigkeiten, nöthigenfallo durch Be-
fragen zu beseitigen und zugleich die Personenzahl der Haushaltung beziehungsweise
Extrahaushaltung in die Orts= resp. Controlliste (Spalte 7— 10) einzutragen.

Im Uebrigen wird auf die nachstehend abgedruckte specielle Instruction für
die Zähler verwiesen.

8. 9.
Die durch Eintragung des Zählungs-Resultates vervollständigten Orts· resp.

Contoollisten bilden zusammen die Ortsbevölkerungs-Liste.
Alle mit einem Gemeindebezirke verbundenen, einzeln gelegenen Höfe, Güter,

Mühlen und sonstige bewohnte Gebände, welche besondere Namen haben, sind bei
jedem Orte speciell aufzuführen.

8. 10.
Die mit der Ausführung der Volkszählung betrauten Lokalbehörden haben die

Zäöhlungslisten alsbald nach beendigter Aufnahme einer genauen Prüfung zu unter.
ziehen und die etwa erforderlichen Erganzungen und Berichtigungen sofort zu ver.
anlassen.

Die Prüfung ist insbesondere darauf zu richten, daß in den Haushaltungs.
listen die einzelnen Spalten richtig ausgefüllt und in den Ortslisten smmtliche im
Zählbezirke vorhandene bewohnbare Gebäude verzeichnet sind, daß ferner für jede
betreffende Haushaltung und Anstalt eine Haushaltungs= beziehungsweise Extra:
Haushaltungsliste verwendet worden und daß die Zahl der Personen aus den
Haushaltungslisten in die Ortslisten richtig übertragen ist.

8. 11.
Spätestens bis zum 20. December ist die mit dem Zeugniß der Prüfung

und Richtigkeit Seitens des Gemeindevorstandes bezüglich des Vertreters des Guts-
13
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bezirks versehene Ortsbevölkerungsliste nebst den sämmtlichen Haushaltungslisten
an das Fürstl. Landrathsamt einzusenden. Hierbei sind die Haushaltungslisten jedes
Ortes nach der Reihenfolge der Hausnummern zu ordnen und mit einem Umschlage
zu versehen, der folgende Ausschrist trägt:

Haushaltungs-Listen
der Volkszählung vom 1. December 1871

für den Ort (bez. Gutsbezirk) im Landrathsamts= Bezirkke.
Die Haushaltungslisten einzeln gelegener mit einem Gemeindebezirk verbundener

Höfe, Güter, Mühlen u. s. w. sind besonders zu legen und mit besonderem Um-
schlage zu versehen. Ebenso sind die Extra-Haushaltunglisten nach der Reihenfolge
ihrer Nummern in einen besondern Umschlag mit entsprechender Aufschrift beizusügen.

8. 12.
Spätestens bis Ende December haben die Fürstl. Landrathsämter die

Orts= und Haushaltungslisten der Gemeinden ihres Bezirks mit ihren etwaigen
Bemerkungen an das statislische Burau vereinigter Thüringischer Staaten in Jena.
zur weitern Revision und Bearbeitung einzusenden, gleichzeitig auch eine Bezirks-
Nachweisung an das Ministerium einzureichen.

Rudolstadt, den 8. September 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.



1871. 55

Jnflruclion für die Zähler.
S. 1.

Dem Zähler liegt die Austheilung und Wiedereinsammlung der Haushaltungs-
listen ob.

Es ist hierbei vor Allem seine Aufgabe, dafür zu sorgen, daß jede Haus-
haltung seines Zählbezirks eine Zählungsliste erhält und daß alle Zählungslisten
vorschriftsmäßig, vollständig und wahrheitsgemäß ausgefüllt wieder in seine Hände
gelangen.

Wo erforderlich, wird der Zähler die Ausfüllung der Listen durch Rath und
That erleichtern oder ermoöglichen.

8. 2.
Um seiner Aufgabe zu genügen, wird der Zähler sich zunächst mit der Ein-

richtung der Haushaltungslisten und mit der darauf befindlichen Anleitung zur
Ausfüllung derselben genau bekannt machen und, wenn ihm die örklichen Verhält=
nisse seines Zählbezirks und die darin wohnenden Haushaltungen nicht schon be-
kannt sein sollten, sich Kenntniß hierüber verschaffen.

5. 3.
Die Austheilung der Listen ist vom 25. bis spätestens am 30. November von

Haus zu Haus vorzunehmen.
In jede Haushaltung, womöglich an deren Vorstand (Familienhaupt) selbst,

und an jede einzeln lebende selbstständige Person ist unmittelbar eine Vste zu geben.
Im Falle der Zähler in einer Wohnung Niemanden antrifft, dem er die

Haushaltungsliste einhändigen könnte, wird er sie an Hausgenossen oder Nachbarn
zur weiteren Besorgung übergeben.

8. 4
Die Haushaltungslisten sind mit laufender Nummer zu versehen.

8. 5.
In gröhere Haushaltungen sind nach Bedarf zwei oder mehr Exemplare der

Haushaltungsliste zu geben, diese aber mit gleicher Nummer und zur Unterscheidung
mit den Buchslaben u., b., c. N. zu bezeichnen.
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Befinden sich in einem Wohnraum zwei oder mehr Haushaltungen, so erhält

jede derselben eine Liste mit besonderer Nummer.

8. 6.
Der Zähler wird darauf achten und sich durch Nachfrage darüber vergewissern,

daß bei der Vertheilung der Listen kein Wohngebäude und in den Wohngebäuden
keine Haushaltung oder keine einzelne lebende selbstständige Person übergangen
wird, und daß auch diejenigen Haushaltungen und einzelnen Personen Zählungs-
listen erhalten, welche in Gebäuden, die nicht hauptsächlich oder gewöhnlich zu
Wohnzwecken dienen (wie einzeln liegende Stallungen, Scheunen, Garten= und
Berghäuser 2c.), wohnen oder ihre regelmäßige oder vorübergehende Schlasstelle

Auch in Wagen, Hütten, Bretterbnden, Zelten 2c., welche als Wohnung
dienen (für reisende Schausteller, Feld, Straßen= und Eisenbahnbauarbeiter,
Wächter 2c.) sind Zählungalisten in erforderlicher Anzahl zur Ausfüllung zu geben.

8. 7.
In Gasthöfen und Herbergen, sowie in Anstalten, in denen eine größere An-

zahl von Personen beisammen wohnt (Erziehungs-, Lehr, und Bildungsanstalten,
Heil., Pflege= und Kranken:. Versorgungs= und Armenanstalten, Strafanstalten
und Gefängnisse 2c.), ist die voraussichtlich erforderliche Anzahl von Exemplaren
der Haushaltungsliste zu geben, welche die gleiche Nummer erhalten und unter sich
durch den Zusatz von u., b., c. N. unterschieden werden.

Die Gastgeber und die Vorsteher, Verwalter oder Aufseher der Anstalten sind
bei Einhändigung der Listen darauf anfmerksam zu machen, daß die Namen der
Mitglieder ihrer eigenen Haushaltungen in der gewöhnlichen Haushaltungoliste, die
in der betreffenden Anstalt oder als Gäste in den Gasthöfen ausgenommenen Per-
sonen aber in den Extrahaushaltungslisten aufzunehmen sind.

Wohnen in dem Gebäude einer Anstalt mehrere Verwaltungs= und Aussichts-
personen, die eine eigene besondere Haushaltung haben, so ist für jede derselben
eine Liste zu bestimmen und mit besonderer Nummer zu versehen.

Die Gastwirthe sind auch darauf hinzuweisen, daß sie die bei ihnen vom
30. November auf 1. December übernachtenden Gäste rechtzeitig um die erforderliche
Auskunft über ihre Personalien ersuchen.
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8. 8.

Bei der Zählung der Militär= und der Civilpersonen ist gleichmäßig zu ver-
fahren, und sind die Militärgebäude eben so, wie die im vorhergehenden Artikel
bezeichneten Anstalten zu behandeln.

Die in denselben, sowie die in Privathäusern wohnenden und übernachtenden
Militärpersonen sind als in diesen Gebäuden Anwesende zu verzeichnen. Für
Wachtlocale sind gleichsalls Haushaltungslisten zu bestimmen, und Mannschaften,
welche die Nacht vom 30. November zum I. December auf Wache zubringen, als
in dem betreffenden Wachtlocale Anwesende zu behandeln. — Andererseits sind
Mannschaften, welche aus den Quartieren über Nacht auf Wache abwesend sind,
in den Listen der Kasernen und der beireffenden Quartiergeber als Abwesende
einzutragen.

8. 9.
Nach 12 Uhr Mittags des 1. December hat die Wiedereinsammlung der Haus-

haltungslisten zu beginnen. Dieselbe soll möglichst im Laufe des 2. December
vollendet werden.

8. 10.
Der Zähler hat die Listen beim Empfang an Ort und Stelle einer Durch-

sicht zu unterwerfen und etwaige Mängel nach mündlicher Erkundigung sofort zu
berichtigen.

Sind einzelne Spalten nicht vollständig ausgefüllt oder fehlt die Unterschrift,
so veranlaßt der Zähler die betreffenden Nachträge.

Ist eine Liste gänzlich unausgefüllt geblieben, so wird der Zähler dieselbe
sofort ausfüllen lassen oder auf mündliche Erkundigungen selbst ausfüllen. Ist eine
Liste verloren gegangen, so wird er dieselbe ersetzen und ebenso verfahren.

8. 11.
Ist in einer Haushaltung Niemand anwesend und für dieselbe bei Hausge-

nossen oder Nachbarn eine ausgefüllte Liste nicht hinterlegt worden, so füllt der
Zähler für diese Haushaltung auf Grund mündlicher Nachfrage eine Haushaltungs-
Liste aus.

Ist eine ganze Haushaltung zur Zeit vom Orte abwesend, so verfährt er wie
vorstehend angegeben, indem er die Mitglieder dieser Haushaltung in das Ver-
zeichniß b der Haushaltungsliste einträgt.
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8. 12.
Bei der Einsammlung der Listen wird der Zöhler sich nochmals darüber ver-

gewissern, daß kein Gebäude, keine Haushaltung und keine einzeln lebende Person
übergangen ist, sowie darüber, daß alle Personen, welche in den Wohnungen der
Haushaltungen oder in den dazu gehörenden Räumlichkeiten (in Nebengebänden,
Böden- und Speicherräumen 2c.) übernachtet haben oder welche am Vormittag des
1. December in der Haushaltung eingetroffen und nach der Anleitung zur Haus-
haltungsliste (3aAbsatz 3) als Anwesende zu verzeichnen waren, wirklich und
richtig aufgenommen sind.

Ersforderlichen Falls wird der Zähler einzelne bisher übersehene Mitglieder
oder Gäste 2c. einer Haushaltung in deren Liste nachtragen, sowie für ihm jetzt
erst bekannt werdende Haushaltungen besondere Listen ausstellen.

S. 13.
Bei Durchsicht der Listen ist insbesondere auch darauf zu achten, daß für die

Personen, welche aus dem Inhalte der Spalte 4 des Venzeichnisses u als nicht
für gewöbulich zur Haushaltung gehörend und als nur vorübergehend anwesend zu
erkennen sind, der Wohnort in Spalte 20 angegeben ist.

Als solche Personen sind beispielsweise zu betrachten: Gässe, zum Besuch oder
zur Aushülfe als Krankenwärter, Wartefrauen, zu kurzer Dienstleistung als Nähe-
rinnen, Tagelöhner 2c. anwesende Personen, im Herumziehen begriffene Hausirer,
einquartierte und auf bestimmte Zeit beurlaubte Soldaten u. s. w. Auch zum
Besuch anwesende Familienangehörige und Verwandte, welche anderswo ihre ge.
wöhnliche Wohnung haben, sind hierher zu rechnen.

Wohnt die vorübergehend anwesende Person für gewöhnlich in einem anderen
Hause des Zählungsortes selbst, so ist dieses Haus nach Straße und Hausnummer
oder sonst genau zu bezeichnen.

Ebenso ist darauf die Aufmerksamkeit zu richten, daß alle aus der Haus-
haltung vorübergehend abwesende Personen, d. h. solche Abwesende, welche nicht
aufgehört haben, Mitglieder der Haushaltung zu sein, in dem Verzeichnisse h
angegeben sind.

In dieses Verzeichniß sind beispielsweise einzutragen: die auf Vergnügungs.
und Geschäftsreisen, auf Besuch, zu Krankenpflege, als Erkrankte in Kranken-
häusern, auf Tagelohn und in soust kurz vorübergehender Arbeit, als auf bestimmte
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Zeit beurlaubte Militärpersonen 2c. Abwesenden. Nicht darin aufzunehmen sind
solche Familienangehörige, welche in einer anderen Haushaltung, sei es auswärts
oder am Zählungsort selbst, ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. (Vergl. An-
leitung zur Haushaltungslisie 3 b 2).

Auch ist darauf zu achten, daß, wenn von zusammenlebenden Ehegatten der
eine zur Zeit der Zählung abwesend ist, die Aufnahme desselben in dem Verzeich-
nisse b nicht sehle.

S. 14.
Ueber die Vertheilung und Einsammlung der Haushaltungslisten führt der

Zähler eine Controlliste nach Art des nachfolgenden Musters.
e die letzte Spalte werden etwaige Bemerkungen eingetragen, z. B. in Be-

treff verlorener, überflüssiger und ersetzter oder nachträglich unsgeteuten Listen; über
den Grund, weßhalb ein Wohnhans unbewohnt ist; darüber, daß alle Haus-
haltungemitglieder ortsabwesend sind; an welche Person die Zählungsliste für eine
angenblicklich nicht zu Haus befindliche Person zur Besorgung gegeben wird u. s. w.

8. 15.
Nach vollendeter Wiedereinsammlung hat der Zähler die Listen nochmals zu

prüfen, etwaige noch erforderliche Ergänzungen und Berichligungen alsbald zu be-
wirken, in der Controlliste die Summe der im Zählbezirk anwesenden Personen zu
ziehen, die Controlliste mit seiner Unterschrift zu versehen und dieselbe nebst den
geordneten Haushaltungslisten der Localbehörde bis spätestens am 5. December
zu übergeben.

Furstl. Schw.-Rudolst. Gesetzsammlung XXXlI. 14
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Volkszählung im zusnsn Eßarzburg Rudolstadt
1871.a December

Landrathsamtsbezirk Gemeinde
Vevolkerung

Gebäude. Haushaltungen. Anstalten. Oris Vemerkungen.
· anwesend!sabwesend— 6 — "„ —4

Name 1 " —i*m*sr ie
iasof n im Hause Name 1 B. r l-
und wohnenden Eigen= der Haushaltungs- der çeich. Entra. SE
.K ibmers oder seincs Vorstände. Lijle. nung.! diste

Stellverireiers. I b *-b „ 1 ———

1. 2. — M1———— II.

Vurg- 55straße Georg Müller.]Georg Müller. r 1]— . 3. — —

10.
 M “°

Heinrich Fröhlich. 2. —2.21. — 2.

I11.Dr. Fischer. Dr. Fischer. 3.— —1. 3.— —

nicht angetrof-
Carl Heim. 4 — —.5 üel,hous-Oefull

Wittwe Schulze 5— 11|11—

12. Heider, Gastwirih David Heide6—.

— Goase vS8 Söse.

13.|Unbewohnt. 7. -im Umban.

ii. Paul Schön. s8. — — 1. — —- nachggliche

— « *m- — ——NE i
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 XXII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 31. Juli 1871,

die Anwendung der Vorschriften der Maaß= und Gewichts-Ordnung
vom 17. August 1868 bei Erhebung und Kontrolirung der Brannt-

weinsteuer, sowie bei Gewährung der Steuervergütung
für exportirten Branntwein betreffend.

Nach der Maaß= und Gewichts-Ordnung für den Norddeutschen Bund vom
17. August 1868 dürfen vom Beginne des nächsten Jahres an beim Zumessen
und Zuwägen im öffentlichen Verkehre nur in Gemäßheit der neuen Maah= und
Gewichts-Ordumg gestempelte Maaße, Gewichte und Waagen angewendet werden.

Zur Ausführung dieser Vorschrift in Beziehung auf die Erhebung und Kontro-
lirung der Branntweinsteuer und die Gewährung der Steuervergütung bei der
Ausfuhr von inländischem Branntwein werden folgende Bestimmungen getroffen:

1) Die in den Brennereien vorhandenen, bereits vermessenen oder noch vor
dem 1. Jannar k. Jahres zur Vermessung gelangenden Brennereigerätte und Ge-
faße sollen von den Brennereibesitzern nach näherer Bestimmung der Stenerbehörde
mit der Bezeichnung des Rauminhalts nach Preußischen Quarten und nach Litern
und Literzehnteln versehen werden.

2) Der Nauminhalt der nach dem 1. Jannar k. J. vermessenen Brennerei-
geräthe und Gefäße ist ausschließlich nach Litermaaß zu ermitteln und in vollen
Litern anzugeben.

Vom l. Januar 1872 ab sind sämmtliche Anmeldungen, welche den
Steuerbehörden behufs Erhebung und Kontrolirung der Branntweinsteuer oder
behuss Gewährung der Steuervergütung bei der Ausfuhr von inländischem Brannt-
wein zu machen sind, nur unter Anwendung der in der Maaß= und Gewichts-
Ordnung vom 17. August 1868 zugelassenen Maaßbezeichnungen abzugeben. Diese
Vorschrift findet auch auf diejenigen Betriebsdeclarationen Amvendung, welche vor
dem 1. Januar k. J. abgegeben werden, sich aber auf den Betrieb vom 1. Januar
k. J. ab beziehen.
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4) Mit dem 1. Januar k. J. tritt an die Stelle des für die Anmeldung
über Branntweinausfuhr, für welche die Steuewergütung beansprucht wird, vor-
geschriebenen Musters ein auderweiles Formular, welches aus dem Amtsblatte des
gemeinschaftlichen General-Inspectors zu Erfurt, worin dasselbe demnächst zum
Abdrucke gelangen wird, näher ersichtlich ist.

Rudolstadt, den 31. Juli 1871.

Fürstlich Schwarzburgisches Ministerium,
Abtheilung der Finanzen.

Schwart.

A. Koch.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

10. Stück vom Jahre 1871.

&amp; XXIII. Ministerial-Bekanntmachung,
die provisorische Untervertheilung der neuen Grundsteuer in den, im
Zusammenlegungsverfahren begriffenen Gemeinde= und selbstständigen

Gutsbezirken betreffend, vom 15. September 1871.

Mit höchster Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten wird andurch bestimmt,
daß in den, in einem Zusammenlegungs-Verfahren begriffenen Gemeinde- und
selbstständigen Gutsbezirken, deren Flurbücher und Mutterrollen im laufenden
Jahre 1871 nicht vollendet werden können, die in Gemäßheit des Gesetzes vom
13. August 1868 (Gesetzsamml. S. 383) stattfindende anderweite Regelung der
Grundsteuer vorerst auf die Feststellung der Gesammt. Grundsteuer- Summen dieser
Bezirke beschränkt werden soll. Die definitive Unterertheilung der Grundsteuer
nach dem Maßstabe des Reinertrags der einzelnen Grundstücke wird bis nach er-
solgter Ausweisung der Separationspläne ausgesetzt und die festgestellten Gesammt-
Grundsteuer-Summen vorläufig in anderer Weise auf die steuerpflichtigen Liegen-
schaften vertheilt werden. Zu diesem Zwecke haben die Fürstlichen Landrathsämter
unter Mitwirkung der betreffenden Fürstlichen Steuerämter, sowie unter Beachtung
gültiger Beschlüsse der betreffenden Gemeinden oder freiwilliger Einigungen der
Grundsteuerpflichtigen, den zur Anwendung zu bringenden Maßstab zu bestimmen,
auch die Ausführung der vorläufigen Untervertheilung, sowie die Einziehung der
Steuer in den hiernach ermittelten Beträgen zu regeln.

Mit Ablauf des Monats, in welchem Flurbuch und Mutterrolle zum Ab-

schluß gebracht sind, tritt die vorläufige Steuewertheilung außer Kast,Fürstl. Schw.-Rudolsl. Gesetzsammlung XXIII.Ausgegeben in Rudolstadt am 27. —ii( 1871.
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Die Ausgleichung des bis dahin während der sett dem 1. Jonuar 1872
verslossenen Monate — im Vergleich mit den durch die sodaun eintretende definitive
Untewertheilung nachgewiesenen Steuerbeträgen, zuviel, beziehungsweise zu wenig
Gezahsten wird, insofern nicht durch Ueberelnkommen der Grundsteuerpflichtigen
hierauf verzichtet ist, von Amtswegen veranlaßt und erfolgt durch Anrechnung,
beziehungsweise Ausschlag auf die zunächst fällig werdenden Grundsteuerbeträge
innerhalb der von den Fürstlichen Landrathsämtern nach Bedürfniß festzusetzenden
Fristen.

Für diejenigen Gemeinden und selbstständigen Gutsbezirke, in welchen hier-
nach elne definikive Untervertheilung der neuen Gundsteuer jeßt noch nicht erfolgt,
bleibt das Reclamationsverfahren zur Zeit noch ausgesetzt. Die näheren Vor-
fbriften über das künstige Reclamations-Verfahren bezüglich solcher Fluren werden
fobterer Bestimmung vorbehalten.

Rudolstadt, den 15. September 1871.

Fürstlich Schwarzburgisches Ministerium.
v. Bertrab.



1871. 65
Gesetzsammlung

für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.
11. Stück vom Jahyre 1871.

 XXIV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 27. September 1671, die Erstreckung des Bundesgesetzes über
die Aufhebung der polizeilichen Beschränkungen der Eheschließung

auf Württemberg, Baden und Hessen-Darmstadt betreffend.
Nachdem das Gesetz vom 4. Mai 1868 über die Aufhebung der polizeilichen

Beschränkungen der Eheschließung (Bds. Ges. Bl. S. 149) in Folge der mit
Württemberg, Baden undHessen- Darmstadt abgeschlossenen Verträge vom 25. refp.
15. November v. J. in den genannten Staaten ebenfalls eingeführt ist, gilt für
die Angehörigen dieser Staaten rücksichtlich der Eheschließung dasselbe, was in
der Ministerial-Bekanntmachung vom 1. August 1868 (Ges.-S. S. 449) in
Bezug auf die Angehörigen des Norddeutschen Bundes ausgesprochen ist.

Im Koönigreich Baiern ist das Gesetz vom 4. Mai 1868 nicht zur Einföh.
rung gelangt. In der Königlich Baierschen Pfalz aber besteht nach Lage der
Baierschen Gesetzgebung volle Verehelichungsfreiheit. Die Angehörigen derselben
bedürfen zum Zweck der Verehelichung eines Trau-Erlaubnißscheines ihrer Heimaths-
behörde nicht; ein solcher ist deshalb auch im hiesigen Lande von ihnen nicht zu
fordern.

Rudolstadt, den 27. September 1871.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
v. Bertrab.

Fursll. Schw.-Rudolst. Gesetzsammlung XXIII. 16
Ausgegeben in Rudolstadt am 18. Ociober 1871.
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M XXV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 28. Septbr. 1871, die zwischen mehreren Thüringischen Staaten

wegen der Kompetenz zur Vornahme der Trauungen
vereinbarten Bestimmungen betreffend.

Die Regierungen des Großherzogthums Sachsen-Weimar=Eisenach, der Her-
zogthümer Sachsen-Meiningen-Hildburghausen und Sachsen-Coburg= Gotha, der
Fürstenthümer Schwarzburg-Rudolstadt, Reuß älterer Linie und Reuß jüngerer
Linie sind, um die Unzuträglichkeiten, welche aus der Verschiedenheit der in den
einzelnen Staaten geltenden Vorschriften in Betreff der Kompetenz zur Vornahme
der Trauung entstehen, möglichst zu beseitigen,

für die Fälle, wenn Bräutigam oder Braut, oder beide
Brautleute des einen Staates von einem Pfarrer des
anderen Staates getraut werden sollen,

über folgende Bestimmungen bis auf Weiteres übereingekommen:

8. 1.
Die Trauung gebührt in den erwähnten Fälleu dem zuständigen Pfarrer im

Wohnorte der Braut; jedoch wird, wenn hiervon der Wohnort des Bräutigams
oder der künftige Wohnort der Brautleute verschieden ist, denselben freigestellt,
sich von dem zuständigen Pfarrer in dem einen oder dem andern dieser Wohnorte
trauen zu lassen. Die Stolgebühren sind in solchem Falle immer nur einmal und
zwar von dem Pfarrer zu erheben, der die Trauung vollzieht.

Hierbei ist nur der wesentliche Wohnort (domicilium lrum), bei denen
aber, welche einen eigenen Wohnort dieser Art nicht haben, der Wohnort der
Eltern maßgebend. Doch soll für Schutzgenossen, welche, ohne der Ortsgemeinde
anzugehören, in derselben einen, wenn auch nur zeitweiligen Aufenthalt in selbst-
ständigen Verhältnissen genommen haben, namentlich für Pächter am Orte der
Pachtung, für Personen, die in Privatdienst oder Arbeit stehen, ohne zum Haus-
halt ihrer Dienstherrn oder Arbeitgeber zu stehen, solcher zeitweiliger Aufenthalts-
ort als wesentlicher Wohnort gelten.
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8.2.
Wollen sich in den erwähnten Fällen die Brantleute von einem andern

Pfarrer als dem, durch welchen nach §F. 1 die Trauung erfolgen können soll, trauen
lassen, so soll ihnen auch dies bezüglich gegen diesfalls bestehende gesetzliche Dis-
pensations-Abgabe gestattet sein, jedoch nicht eher, als nachdem sie ein amtliches
Zeugniß (Dimissoriale) von dem zuständigen Pfarrer im Wohnorte der Braut
darüber beigebracht haben, daß sie gehörig aufgeboten worden sind, oder wegen
des Aufgebotes Dispensation erlangt haben, und daß kein Ehehinderniß hervor-
getreten ist, auch daß sie die Stolgebühren an diesen Pfarrer und nicht minder
die erwähnte gesetzliche Dispensations-Abgabe, soweit solche in dem betreffenden
Staate besteht, entrichtet haben. «

Nudolstadt, den 28. September 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm,
Abth. für Kirchen= und Schulsachen

v. Ketelhodt.

XXVI. Ministerial-Bekanntmachung,
die Anwendung der Vorschriften der Maaß= und Gewichtsordnung
vom 17. August 1868 auf die Erhebung und Kontrolirung der Brau-

malzsteuer betreffend, vom 4. October 1871.

Im Betreff der Anwendung der Vorschristen der Maah- und Gewichtsordnung
vom 17. August 1868 (Bundes-Gesetzblatt S. 473) auf die Erhebung und
Kontrolirung der Braumalzsteuer wird Folgendes zur öffentlichen Kenntniß gebracht:

1) Die in den Brauereien vorhandenen, bereits vermessenen, oder noch vor
dem l#en Januar k. J. zur Vermessung gelangenden Brauereigefäße sollen
von den Brauereiinhabern nach näherer Bestimmung der Steuerbehörde
neben der Bezeichnung des Rauminhalts nach Preußischen Quarten auch mit
der Inhaltsangabe nach Litern versehen werden.
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2) Der Rauminhalt der nach dem 1. Januar k. J. zu vermessenden Brauerei=

geräthe und Gefähe ist ausschließlich nach Litern zu ermitteln und anzugeben.
3) Sämmtliche Anmeldungen der Brauerei#nhaber, welche die Braumalzsteuer-

Erhebung und Kontrolirung betreffen, sind vom 14en Januar 1872 ab nur
nach dem neuen Maaßsystem zulässig.

Rudolstadt, den 4. October 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium,
Abtheilung der Finanzen.

Schwarp.
A. Koch.

XXVII. Verordnung
vom 6. October 1871, betreffend die Festsetzung der Preise für die
in der Fürstlichen Unterherrschaft an Staatsunterthanenzumeigenen

Bedarf abzugebenden Brennhölzer.
Mit Höchster Genehmigung Serenissimi wird wegen Einführung des

Metermaahes die durch die Verordnung vom 22. Januar 1866 (Gesetzsammlung
Seite 23) festgesetzte Brennholztaxe aufgehoben.

Die Preise der in der Fürstlichen Unterherrschaft an Staatsunterkhanen zum
eigenen Bedarf abzugebenden Brennhölzer werden fortan alljährlich durch die Finang-
Abtheilung des Fürstlichen Ministeriums festgesetzt.

Rudolstadt, den 6. October 1871.

Fürstl. Schwarzburg. Ministerinm.
v. Ketelhodt.
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Gesetzsammlung
für das Furstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

12. Stüch vom Jahre 17I.

&amp; XXVIII. Ministerial-Bekanntmachung,
den Ordinationseid der Geistlichen der evangelisch-lutherischen

Landeskirche betreffend, vom 26. October 1871.
Nachdem Seine Durchlaucht der regierende Fürst den Ordinationseid für die

Meblche der evangelisch -lutherischen Landeskirche wie folgt zu normiren geruht
aben:

„Ich gelobe vor Gott, daß ich das Evangelium von Christr, wie dasselbe
in der heiligen Schrisft enthalten und in der ersten ungeänderten Augs-
burgischen Confession und sodann in den übrigen Bekenntnißschriften der
evangelisch-lutherischen Kirche bezeugt ist, nach bestem Wissen und
Gewissen lauter und rein lehren. und verkündigen will;“

so wird dies andurch zur öffenklichen Kenntuih gebracht.

Rudolstadt, den 26. October 1871.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Abth. für Kirchen. und Schulsachen.

v. Ketelhodt.
 G. Wchter.

Fursi. Schw.-Audolst. Gesezsammlung XXTXII. . 17
Ausgegeben in Rrudolstadt am 18. November 1871.
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&amp;XNIX. Verordnung
vom 10. November 1871, die Regelung der geistlichon Jurisdiktions-

verhältnisse der Katholiken des Fürstenthums betreffend.
Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.

haben für zweckmäßig erachtet, der über die Katholiken Unseres Fürstenthums von
dem Bischof von Paderborn durch das bischöfliche geistliche Gericht in Erfurt bis-

lang thatsächlich #Sgeübten geistlicbey Jurisdiktion eine rechtliche Grundlage zu
versihen und verordnen demgemäß auf Antrag Unseres Ministeriums andurch,

was folgt:

8. 1.
Dem Bischof von Paderborn wird die Ausübung der bischöflichen Jurisdiktion

über die Katholiken des Fürstenthums in demselben Umfange und mit denselben
Rechten und Pflichten zugestanden, wie solche den katholischen Bischöfen des
Königreichs Preußen zustehen und obliegen.

§. 2.
Dem Bischof von Paderborn wird insbesondere die Befugniß eingeräumt,

in Unserer Nesidenz eine ständige katholische Seelsorgerstelle zu errichten. Der vom
Bischofe ausgewählte Seelsorger ist jederzeit vor der Einweisung in sein Amt
Uns zur Genehmigung zu benennen. Wir werden diese Genehmigung nur aus

wichtigen, staatlichen Gründen verlagen.
Der gedachte Seelsorger übt die curn uimurum über sämmtliche in der

Oberherrschaft lebende Katholiken, versieht alle pfarramtlicken Handlungen bei
denselben mit Ausnahme der Führung der Kirchenbücher, und bezieht die Stol-
gebühren. Doch soll den gegenwärtig im Amte befindlichen evangelischen Pfarrern
der Anspruch auf die in ihrer Parochie vorkemmenden Stolgebühren ad dies muneris
vorbehalten bleiben. Die auf der Gemeindegesegebung beruhenden Abgaben
werden hierdurch nicht berührt. Taufen, Trauungen und Sterbefälle sind dem
evangelischen Pfarrer, in dessen Parochie der Fall, vorkommt, zur Eintragung in
das Kirchenbuch unverzüglich anzumelden und erhält letzterer für die Eintragung
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die betreffenden Gebühren. Dies fällt fort, sobald sich eine scelbsiãndige katholischeGemeinde mit Unstver Genehmigung constituirt haben wird.

§. 3.
Der katholische Seolforger resp. Pfarrer besorgt auch den Religlonsunterricht

der katholischen Elementar-Schutikinder Auch behalten Wir Uns vor, die Geneh-
migung zur Errichtung einer eigenen kathplischen Elementarschule, wenn hiezu
das Bedürfniß nachgewiesen ist, zu ertheilen und dem katholischen Seelsorger resp.
Pfarrer, nachdem derselbe vor einer inländischen oder Königlich Preußischen Prü-
sungscommission. seine diesfallsige Qualifikation nachgewiesen haben wird, den ge-
sammten Elementarunterricht der katholischen Schulkinder bis zur Beslellung eines
besonderen katholischen Elementarlehrers zu übertragen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichem Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 10. November 1871.

(L. S.) Georg, Fürst zu Schwarzburg.
v. Ketelhodt.
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&amp;XXX. Bekanntmachung
des Fürstlichen Ministeriums vom 10. November 1871, betreffend
die Ertheilung eines Patents auf ein Verfahren, Wolle und andere

spiunbare Stoffe in Strähnen oder Bändern nüancirt zu färben.
Mit höchster Genehmigung Serenissimt ist dem Fabrikbesitzer Leon Allart

zu Roubaix ein Privilegium auf ein Verfahren, Wolle und andere spinnbare Stoffe
in Strähnen oder Bändern nüancirt zu färben, in der durch Zeichnung und Be-
schreibung nachgewiesenen Weise auf fünf nach einander folgende Jahre von heute
ab für den Umfang des hiesigen Fürstenthums mit der Wirkung ertheilt, daß ohne
seine Zustimmung Niemand befugt sein soll, den erfundenen Apparat herzustellen.

Dieses Privilcgium ist jedoch alsdann als erloschen zu betrachten, wenn die
Anuwendung der fraglichen Erfindung in dem hiesigen Fürstenthume nicht binnen
Jahresfrist nachgewiesen werden kann.

Auch wird die Neuheit der Erfindung im Sinne der nach der Bekanntmachung
des vormaligen Fürstlichen Geheimeratbs= Collegiums vom 12. April 1843 bei

Ertheilung von Erfindungspatenten in d deutschen Zollvereinsstaaten zu beobach-
tenden Grundsätze ausdrücklich vorausgesetzt.

Das unterzeichnete Fürstliche Minserm macht solches zur allgemeinen Nach-
achtung hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 10. November 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
Leo, i. V.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

13. Stüch vom Jahre 1871.

 XXXI. Ministerial-Bekanntmachung,
die Flächeneinheit für die Veraulagung der Tabaksteuer betreffend,

vom 7. November 1871.

In Ausführung der Maaß= und Gewichtsordnung vom 17. Angust 1868
(Seite 473 des Bundeögesetzblattes) ist von dem Bundesrathe auf Grund von
Artikel 7, Ziffer 2 der Neichsverfassung vom 16. April 1871 und §. 13 des Ge-
setzes, die Besleuerung des Tabacks betreffend, vom 26. Mai 1868 (Seite 321 des
Bundesgesetzblattes) beschlossen worden,

daß in den Vorschriften des eben erwähnten Gesetzes über die Tabaks-
steuer, wie auch in den zu dessen Ausführung ergangenen Bestimmungen

85 Quadratmeter gleich 6 Quadratruthen (preußisch)
gerechnet werden sollen.

Dieß wird hierdurch zur Nachachtung bekannt gemacht.
Rudolstadt, den 7. November 1871.

Fürstlich Schwarzburg. Ministeriume
Abtheilung der Finanzen.

Schwart.
A. Koch.

Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesetsammlung XXXlII. 18.
Ausgegeben in Rudolstadt am 9. December 1871.
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M XXXII. Verordnung,
die Einbernfung eines außerordentlichen Landtags des Fürstenthums

betreffend, vom 6. December 1871.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen hiermit, daß ein außerordentlicher Landtag des Fürstenthums auf den
13. December d. J. in Unsere Residenzstadt Rudolstadt einberusen werde und beauf-
tragen Unser Ministerium mit der Ausführung dieser Verordnung.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrist und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Frankenhausen, den 6. December 1871.

(L. S.) Gedorg, Fürst zu Schwarzburg.
v. Bertrab. v. Ketelhodt.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

14. Stück vom Jahre 1871.

 XXXIII. Verorbdunung
vom 12. December 1871, betreffend die Uebertragung der in der Ver-
ordnung wegen Aufstellung der Wasserhöhenmaaße vom 14. April

1868 enthaltenen Maaßbestimmungen in das Metermaaß.

Das nahe bevorstebende Inkrafttreten der Maaß- und Gewichtsordnung vom
27. August 1868 (Bundesgesetzblatt S. 473) hat eine Uebertragung der in der
Verordnung vom 14. April 1868, die Aufstellung der Wasserhöhenmaaße betreffend
(Ges.-Samml S. 309), enthaltenen Maaßbestimmungen in das Metermaah noth-
wendig gemacht. Deßhalb verordnen wir mit Höchster Genehmigung Serenissimi
andurch was folgt:

Art. 1.

Zu §. 2 der Verordnung vom 14. April 1868.
1) Die Austragung des Nivellements muß in den Höhen nach dem Maaß-

stabe von 1: 100 erfolgen.
2),Der Schlußsah des §. 2 kommt in Wegfall.

Art. 2.

Zu K. 6 der Verordnung vom 14. April 1868.
(Saß 1.)

1) Die Stärke des Sicherpfahles wird auf 24—28 Centimeter im Geviert
festgesetzt. «

Füksll-Schko.-Nudolst.GefepfammlnugDOOHL 19
Ausgegeben in Rudolstadt am 23. Deceniber 1871.
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(Sa 1.
2) Die Länge des dem Sicherpfahle aufgepfropften Stückes darf nicht unter

1.1 Meter betragen.
(Say 3.)

3) Die Tiefe der Hakelung wird auf 7 Centimeter und die Länge des auszu-
bauenden Keilslückes auf 14 Centimeter, die Entfernung von einer Hakelung zur
andern auf 28 Centimeter festgesetzt.

(Saß 4.)
4) An die Stelle der zeitherigen Bestimmung von ½ Zoll Zug für die Fort-

setzung des Rammens tritt das Maaß von 6 Millimeter.

(Satz 4.)
5) Die Breite, bis zu welcher der Rand der Kupferplatte an den Seiten des

Sicherpfahles herabzureichen hat, wird auf 3,5 Centimeter, die Länge der Federn
auf 28 Centimeter, die Länge der kupfernen Nägel auf 9 Centimeter normirt.

(Saß 5.)
6) Die Größe des Bodensteines muß 1 bis 1,15 Meter im Geviert, die

Stärke desselben mindestens 24 Centimeter und die der Standsäule 28— 42 Cen-
timcter, die Stärke des Zapfens 18—21 Centimeter im Geviert und die Länge
desselben 14 Centimeter, der Abstand des Beschwerungsmauerwerks vom Kopfe der
Standsäule ebenfalls 14 Centimeter betragen.

Art. 3.
Zu §. 16 der Verordnung vom 14. April 1868.

Die Entfernung der Kupfernägel zur Bezeichnung des niedrigsten Wasser-
standes wird auf 3,5 Centimeter festgesetzt.

Art. 4.
Die vorstehenden Bestimmungen treten am 1. Januar 1872 in Kraft.

Rudolstadt, den 12. December 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

15. Stück vom Jahre 1871.

&amp; XXXIV. Ministerial--Bekanntmachung
vom 18. December 1871, die Feststellung der Minimalgrößen der

Mobilmachungspferde nach dem vom 1. Jannar 1872 ab
gültigen Maße betreffend.

Durch die im 30. Stücke des diesjährigen Armeeeverordnungsblattes abge-
druckte Verordnung des Königlichen Kriegeministeriums zu Berlin vom 3. Decbr.
1871 sind die Minimalgrößen der Mobilmachungspferde vom 1. Jannar 1872 ab
wie folgt normirt worden:

1) Kürassier- Pferde sollen nicht unter 1 Meter 65 Centimeter,
2) Pferde für die übrige Kavallerie und reitende Artillerie, sowie Reilpferde

überhaupt nicht unter 1 Meter 57 Centimeter,
3) Artillerie= und Train-Stangen-Pferde nicht unter 1 Meter 62 Centimeter,
4) Artillerie und Train- Vorderpferde nicht unker 1 Meter 57 Centimeter,
5) Packpferde nicht unter 1 Meter 55 Centimeter groß sein.

Die Pferde sollen zwar in der Regel die hier bezeichnete Größe haben, wenn
aber auch nachgegeben wird, daß zum Theil Pferde von niedrigerem Maß geliefert
werden können, so dürsen doch Pferde unter 1 Meter 55 Centimeter überhaupt
nicht angenommen werden.

Hiernach ändern sich die in F. 8 ad 3 des Reglements vom 25. Januar 1868,

die Gestellung, Auswahl, Abnahme und Abschäßung der Moinee#
Fürstl. Schw.-Rudolst. Gesetzfammlung XXXll.

Ausgegeben in Rudolstadt am 30. December 1871.
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betreffend (Geset-Samml.1868S.85)undderenBeilagesub A (Gesehß -Samml.
S. 94), enthaltenen Maaßbeslimmungen.

Wir machen solches zur Danachachtung andurch öffentlich bekannt.
Rudolstadt, den 18. December 1871.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

 LXXXV. Ministerial-Bekanntmachung,
die Amvendung der Vorschriften der Maaß= und Gewichtsordnung
vom 17. August 1868 auf die Erhebung der Uebergangsabgaben von
Branntwein und Bier, sowie bei Gewährung der Ausfuhr-Vergütung

von Branntwein betreffend, vom 20. December 1871.

In Ausführung der Maaß- und Gewichts-Ordnung vom 17. August 1868
(Seite 473 des Bundesgesetbblattes) wird hierdurch zur Nachachtung bekannt ge-
macht, daß vom 1. Januar 1872 an im Fürstenthume die Uebergangs=
Abgaben von Bier und Branntwein mit folgenden Beträgen, nämlich

von Bier wie zeither mit
26 Kr. 2 Hell. — 7 Sgr. 6 Pf. von einem Zentner — 50 Kilogrammen,

von Branntwein aber mit 9

7 Fl. 38 TKr. 4 Hell. = 4 Thir. 11 Sgr. für das Hektoliter bei 50 Procent
Alkohol nach Tralles d. i. für 5000 Alkohol-Literprocente

zu entrichten sind und daß die bei der Ausfuhr von Branntwein zu gewährende
Steuervergütung von dem gedachten Zeitpunkte an

6 Kr. 4 Hell. = 1 Sgr. 10 Pf. für je 1147 Literprocente Akkohol
beträgt.

Nudolstadt, den 20. December 1871.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Abtheilung der Finanzen.

Schwart. # 0.
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M XXXVI. Gesehtz,
die Feststellung des Staatshaushalts-Etats auf die Finanzperiode

von 1870 bis 1872 betreffend, vom 29. December 1871.

Wir Georg, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
verordnen unter Zustimmung des gelreuen Landtags was folgt:

Der Staatshaushalts-Etat wird
) für das Jahr 1870

in Einnahme auf 802,891 Fl.,
in Ausgabe auf 818.730 Fl.,

b) für das Jahr 1871
in Einnahme auf 741,188 Fl.,
in Ausgabe auf 810,043 Fl.,

) für das Jahr 1872
in Einnahme auf 786.486 Fl.,
in Ausgabe auf 816,328 Fl.,

festgestellt.
8. 2.

Unser Ministerium ist mit der Ausführung dieses Gesetzes beaustragt.
Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 29. December 1871.

(L. S.) Georg, Fürst zu Schwarzburg.
v. Bertrab. v. Ketelhodt.
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 XK XXXVII. Staatshaushalts-Etat
für die Finanzperiode 1870—1872.

1 Ei##me 1 1370 1871 1872

1Ausdem Domanialvermögen u. Staategutt 50. 816 480,223 478.931
2. Grundherrliche Gefälll 1, 35 175 435
3 Aus den Hoheitsrechten 99.370 99,270 99.270

4 Steten 133450 s snn 199,0505, Vermischte Eimmahmen 8.070 070 8.800
, dumm-i W 891 WW

Ausgabe. »

1 Fukflltchcs Haus.......«l45,357145,.557 145, 357
2 Zu Bundeszwecken 52, 871 59,713 64,813
3 Landesvertretng — 44500
4 Ministerium. 56, 205 56,205 54,981
5 Justizpflegee 89,136 89,551 89,726
6 Verwaltung 30,345 30,673 30.804
7Beförderung der Landeseulur 3,500 3.500 3,500
8 Medicinalwesen 92.,914: 9.967 9.967
9 Straf. und ð senitaisaiten .99,650 9,650 9,650

10 Armenwesen - 2,900 2,900 2,900

11 Bauwesen: o) * und i 60,150 60,950 59.,850
b) Hoch 48,642 27,032 "„ 27,83712. Gewinnung der mchbange ... .17163596.160402159,472

13 Erlasse, Caducitäten, R#choergütungen .. L000 1,000. 10.000
14 Auf den Grundbesitz 2,630 2,030 2.030
15 Grenzregulirungs= und Vermesfungskosten 850 850 850
16 Gerichtskosten und Advokatengebühren 500 500 500

17 Kirchen, Schulen und Bildungsanstalten 60 013 59,60.), 59,303
18 Wartegelder und ens §49,477 48.930 48.98019 Schuldenwesen .... ·. .« 30 464 39,6801 38,808
20 Vermischte Musgaben ... . 1.500 1.500 1,500

—##u— 750 SlOOTT T,S
Rudolstadt, den 29. December 1871.

(I. S.) Georg, Fürst zu Schwarzburg.v. Bertrab. v. Ketelhod
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Gesetz Sammlung für das Jahr 1871.

A. OeuenadAbbildungen, Urheberrecht anAllart, kunieriheilung an d r—m— Loon Allart in Roubaix auf ein Versahren, »
olle 2c. nüancirt zu särben 102

Auswanderungs-Unternehmungen, VBeseiligung frherer Vorschristen gegen bieselben 3
B.

Baden, Aushebung der polizeilichen Veschranlungen der Eheschlietung im Großherzogthun 5aden . . 9

Bauordnng,, Utbetlraqunq der in dersciten znn Nocbtesinimungen in dosaaß . 11Bier, uuen s. von Vier 108
Branntwein, Anwendung der Vorschristen der *½ und Emicteeho bei-eit-

gsbäeN.der Branntweinsleuer 91der läebergangüabgaben von Bran# 108.
——— ae der Vorschristen der mah und nine lei Er-

ebung rc. der Braumalzsleuer 97
Vrennholzkor in F. Umterherrschast, deren Aushebung 98

C.
Candidaten des Predigtamtes, deren Prüfung . 77
ClassificirteEinsommonsteuer, Behandlung #er Jg bei derselben. 46

Dennncianten-Antheilein Joll. und eta derennAusbebuns 19
Dramalische Werke, Urheberrechl an solchen 62

Eheschliehungen, us der hrlnihn Leschranlungen derselben in Würltemberg,
den und Hessen= Darmstad! 95

» Mktlllbelrimg derhieringRegierungen wegen der Compelei r arnahme der Trauungen 96

Eid, Ordinalionseid der Geistlichen der ndric buihn Landerlicch o9
Einkommensteuer, Behandiung der Zugönge bei die* 46
Eisenbahn, siisn, einer Eisenbahn durch das Saalthal 27n der Fwangsweisen i bez. dile Vah . 45Eitat, Stantshanuch,ami#t, auf die Finanzperiode 1670/72 . 10os. 110
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Seitenzahl

orstverwaltungsbeamten, deren * n Ansiellung 21
ranzösischer Wein, Zollsaßsursol 61

G.
Gefäse Velcehenheil der Schonigesäße . 73

grin O5 der evangelisch lutherischen Lond.#lirch-, Ordination derselben . 99
Verwandlung der ilsehramane #indas Melermaaß . 105chte ders.g. Kammerjäger 75

Gisisto 8W der tcuithihn wegen der an die Kammerjäger abiugebenden —offt 75uderen Vertbeiuung iin denim San · ð lahin wr Gemeinde-
und selbsllländigen Gulsbezirke 93

v
Keiimatbereht,„Beseiligung der früheren Vorschristen wegen der Autwanderungen 3essen, Aufhebung der polizeilichen Beschränkungen der Ebesclichma im echr

9J5

ierinF. Unierhertschasi, deren Aushebung on
K.

KoammerGhäger 75Katholilen, iciin derLdlJuriedirtionsverhältnisederKolholilendesFirstenthons, 100
L.

handreumertkanuschast=Beseitigung feihn ve wtn dder Ancuanderungen 3Laudtag des Fürstenkhums, dessen Einberusun I. 104.

Maaß- und Gewichts-Ordnung u glsös, Zulassung der in derselden beslimmten 73

« Anwendung der Vorschristen * bei ** ic.Brannnoeinsitutt 91
« deagl. bez. der Braumatzseuer 97

desgl. der Uebergangsabgabevo-vonBronntweinundVier 108
MNeiermagh, Achirireung der in derVauordnung enthallenen Frreteinnin das

. 11

Mobilma ton — desistelung ver Minimalgrohenderselben 107
Musikalische Compositionen, Urheberrechtansolchen 62

Ordinationseid der Geitlichen der evangtlisch-lulherischen Landeskirche o9
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P. Seilenzahl
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" L16 # kue 73Schriftwerse,, Urheberrechta . . . 62
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Staatehat alts# 4 L auf die Finanzperiode 1870/72 . .109. 110ner, Behandlung der Zugänge bei der classisicirten Einkommensteuer 46
„ Anmt ennh der Vorschristen der Maaß= und Gewichtordmung bei erren der

Branntweinstener . . 91
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., Deaagleichen bezügl. der Branmalzsleuer 97

„ Vertheilung der Grundsteuer in den im Piiw Veisahren W
imei und selbslsländigen Gutobezirken 93uhi, N diehrde nlagung der TaLanjleuer . 103Sieuerso en, Wert ung der Denuncianten-Antheilein sol ... 15

Strasgeseybuch für den Norddeulschen Bund, Ausführungrur #. 23— 26 des Wundes-
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, Mgösuivegen der Polizeislunde 79

Tabalsteucr,Flächeneinheil für die Veranlagung derselben 10

Tranungen, Vereinbarung der E*mvee Regierungen wegendderiiondeien * 22der Trauungen . gis
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u.
Uebereinkunft der Thüring. chierungen wegen der Trauunge
Ucbetgangschgaben Anwendung der Vorschristen der Mant. und —x ae

die ung der Uebergangsabgaben von Branntwein und Bier

Unterslützungs=zannAusführung des #ndegrh über diesen
lntenenenstafe. S. con ——nterthauenscha - ndesunterthanenschaft
Urheberrecht an Schristwerlen 2c. .

Bollszählllllq,Verordnungtoegeadekstlbea

Wllsskchvhkllsqußk deren Verwandlung in das u
Sl für —’2 Weinderen

Birberheng *i der votriichn. Ftrinon derk chiichm imvrr
3.

¾rv ung der Bevöllerungamtliche z der mit dem Posten eingehenden c. Gegensi ande
*3 und Steuer-Sachen, Ausbebung dert Denintianlen · Anlhele in stnellsan für französischen Wein
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